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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Öffentliche Finanzen

Jahresrückblick 2022: Öffentliche Finanzen

Während die Covid-19-Pandemie im Jahr 2022 allgemein an Virulenz verloren hatte,
blieb sie für den Politikbereich «Öffentliche Finanzen» sehr zentral. Im Zentrum stand
die Frage, wie die bis Ende 2022 auf CHF 26 Mrd. angewachsenen pandemiebedingten,
ausserordentlich verbuchten Schulden abgebaut werden sollen. Zwar hatten
Parlamentsmitglieder verschiedene Vorschläge unterbreitet, mit einer Änderung des
Finanzhaushaltgesetzes entschieden die Räte jedoch, dem Bundesrat zu folgen, die
Abbaufrist um sechs Jahre zu verlängern und die Schulden durch die zukünftigen
Kreditreste sowie allfällige Zusatzausschüttungen der SNB abzubauen. 
Die Covid-19-Pandemie war jedoch nicht nur bei der Frage des Schuldenabbaus 2022,
sondern bei vielen anderen Debatten zu den öffentlichen Finanzen immer wieder
Thema. So behandelte das Parlament zahlreiche Vorstösse, die zu Beginn der Pandemie
im Jahr 2020 eingereicht worden waren und nun entweder behandelt oder aber
unbehandelt abgeschrieben werden mussten. Folglich debattierte das Parlament über
parlamentarische Vorschläge zur steuerlichen Unterstützung der von der Pandemie
besonders stark betroffenen Unternehmen, zum Beispiel durch einen zwölfmonatigen
Mehrwertsteuererlass oder eine Mehrwertsteuerreduktion für die betroffenen Betriebe
oder durch einen Abzug für Eigenfinanzierung bei der Unternehmenssteuer. Auch
Vorstösse zur Finanzierung der Covid-19-Massnahmen – etwa mittels Streichung
sämtlicher Zahlungen ans Ausland, wie zum Beispiel der zweiten Kohäsionsmilliarde,
durch höhere Ausschüttungen der SNB oder durch neue Steuern, etwa in Form eines
Solidaritäts-Zuschlags auf Dividenden und Kapitaleinlagereserven oder durch eine
solidarische Steuer auf grossen Vermögen – wurden diskutiert, aber allesamt abgelehnt.

Noch immer zentral war Covid-19 auch in der im Sommer 2022 beratenen
Staatsrechnung 2021, zumal die Pandemie erneut zu einem rekordhohen Defizit von
CHF 12.2. Mrd. geführt hatte. Und obwohl Covid-19 in der Zwischenzeit stark an
Intensität eingebüsst hatte, stritten National- und Ständerat im Rahmen des Nachtrags
Ib zum Voranschlag 2022 erneut relativ heftig um die Finanzierung einzelner Covid-19-
Massnahmen. Deutlich weniger stark von der Pandemie geprägt als in den zwei Jahren
zuvor war hingegen der Voranschlag 2023: Statt mehrerer Milliarden sah der Bundesrat
nur noch CHF 410 Mio. zur Pandemiebekämpfung vor, die neu ordentlich verbucht
sowie teilweise durch die Kantone gegenfinanziert werden sollten. Stattdessen liessen
nun der gestiegene Zahlunsbedarf für Schutzsuchende aus der Ukraine sowie die
Erhöhung der Armeeausgaben die Gesamtausgaben ansteigen. 

Zweites grosses Thema im Politikbereich der öffentlichen Finanzen war im Jahr 2022
die OECD-Mindestbesteuerung. Der Bundesrat veröffentlichte im Juni 2022 seine
Botschaft dazu, in der er eine Verfassungsänderung vorschlug, um die
Mindestbesteuerung beruhend auf einer befristeten Verordnung per Januar 2024
einführen zu können. Umgesetzt werden soll die Mindestbesteuerung durch eine
Ergänzungssteuer, die dann anfällt, «wenn eine in der Schweiz tätige
Unternehmensgruppe die Mindestbesteuerung in der Schweiz oder im Ausland nicht
erreicht». Umstritten war im Parlament vor allem die Frage, welcher Anteil dieser
Zusatzeinnahmen an den Bund und welcher an die Kantone gehen soll. In der
Wintersession einigten sich die Räte darauf, 75 Prozent der Einnahmen den Kantonen
zukommen zu lassen, diskutiert worden waren aber auch zahlreiche weitere Varianten.
In den Medien wurde darüber diskutiert, ob es aufgrund dieser höheren
Unternehmensbesteuerung Massnahmen zum Erhalt der Steuerattraktivität der
Schweiz brauche. Der Nationalrat wollte entsprechende Massnahmen untersuchen
lassen und nahm dazu ein Postulat an, das eine Strategie zum Erhalt der Attraktivität der
Schweiz im Rahmen der OECD-Mindestbesteuerung forderte. Die grossen
grundsätzlichen Diskussionen zur Mindestbesteuerung, welche die Medien im Vorjahr
noch geführt hatten, blieben im Jahr 2022 aber aus, wie auch Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2022 verdeutlicht.

Darüber hinaus begann der Nationalrat die Beratung der neusten
Mehrwertsteuerrevision, die grösstenteils auf eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



abzielte. Für einige Diskussionen wird im kommenden Jahr wohl auch die Erhöhung der
Abzüge für Krankenkassenprämien im DBG sorgen, auf die der Ständerat in der
Wintersession aufgrund der drohenden Steuerausfälle von CHF 400 Mio. jährlich nicht
eintrat . Erstmals behandelt wurde zudem die Tonnagesteuer auf Seeschiffe, mit
welcher der Bundesrat und die Mehrheit des Nationalrats die Steuerbelastung für
Seeschifffahrtsunternehmen senken und somit die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz
in diesem Bereich erhöhen wollten. Schliesslich kam im Oktober die Initiative «für eine
zivilstandsunabhängige Individualbesteuerung (Steuergerechtigkeits-Initiative)»
zustande, gemäss der zukünftig alle Personen unabhängig von ihrem Zivilstand
besteuert werden sollen. 1

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

In einer Botschaft über die Änderung des Finanzhaushaltgesetzes schlug der Bundesrat
vor, die Kompetenz für die Aufnahme von Bundesanleihen an die Eidgenössische
Finanzverwaltung (EFV) zu delegieren. Gemäss Verfassung fällt diese Kompetenz in den
Geschäftskreis der Bundesversammlung. Nach gängiger Praxis ermächtigten die
eidgenössischen Räte den Bundesrat für die Dauer von jeweils einer Legislaturperiode,
Anleihen zur Sicherstellung der Zahlungsbereitschaft des Bundes sowie der
angeschlossenen Anstalten und Betriebe aufzunehmen. Da die
Ermächtigungsbeschlüsse zu einem Routinegeschäft wurden, die in den Kommissionen
und Räten kaum zu Diskussionen Anlass gaben, beantragte der Bundesrat, die
Kompetenzdelegation ins Dauerrecht zu überführen. Die periodische Berichterstattung
mit der Staatsrechnung, durch die das Parlament seine Kontrollfunktion genügend
wahrnehmen könne, mache eine Befristung der Kompetenzübertragung laut Botschaft
überflüssig. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1998
URS BEER

In seinem im November 2013 erschienenen Bericht zog der Bundesrat ein positives
Fazit nach einem «Jahrzehnt der Praxis» der Schuldenbremse: Ihre Verankerung in der
Bundesverfassung verleihe ihr eine hohe Verbindlichkeit und sie verfüge über eine
hohe Akzeptanz. Seit ihrer Einführung habe sich der Bundeshaushalt positiv entwickelt,
die Schulden hätten zwischen ihrem Höchststand 2005 und 2012 um CHF 18 Mrd. auf
CHF 112 Mrd. reduziert werden können und sie ermögliche eine antizyklische
Finanzpolitik. Der Bericht fand keinen Anlass zu Änderungen, zumal auch der
Konjunkturfaktor realistisch sei und die Investitionen langfristig stabil seien. Der
Bundesrat verwies jedoch auch auf die vorteilhaften äusseren Bedingungen in den
letzten Jahren, welche die Einhaltung der Schuldenbremse vereinfacht hätten. 
Stillschweigend schrieben Nationalrat und Ständerat in der Sommersession 2014 das
Postulat auf Antrag des Bundesrates im Rahmen seines Berichts zu den Motionen und
Postulaten der gesetzgebenden Räte im Jahre 2013 ab. 3

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
ANJA HEIDELBERGER

Mit dem Abbau der durch Covid-19 entstandenen Schulden beschäftigte sich im
Dezember 2020 auch Peter Hegglin (mitte, ZG) in einer Motion. Bundesrat und
Parlament hatten im Dezember 2020 entschieden, einen Teil des (ordentlichen)
strukturellen Überschusses der Staatsrechnung 2019 als Gutschrift auf das
Amortisationskonto – also als ausserordentliche Einnahmen – zu verbuchen, um damit
einen Teil des als ausserordentliche Ausgaben verbuchten Corona-bedingten Defizits
decken zu können. Auch Peter Hegglin schlug nun in seiner Motion vor, das Defizit des
Amortisationskontos im Jahr 2020 zu zwei Dritteln durch den Überschuss bei den
ordentlichen Einnahmen der letzten Jahre zu decken. Das verbliebene Drittel des
Defizits auf dem Amortisationskonto sollte hingegen wie üblich abgebaut werden
müssen, jedoch ausnahmsweise nicht in sechs, sondern in zwölf Jahren. Dadurch
müssten im ordentlichen Budget jährlich etwa CHF 500 Mio. gespart werden statt
jährlich CHF 1.8 Mrd. bis CHF 3 Mrd. (bei einem Abbau in 6 respektive 10 Jahren), wie
sie bei einem vollständigen ordentlichen Schuldenabbau anfallen würden. Letzteres
hätte denn auch einschneidende Sparmassnahmen zur Folge, welche die Erholung der
Wirtschaft stoppen könnten, begründete Hegglin seine Motion. Diesem Argument
pflichtete der Bundesrat bei, erachtete aber bereits die Einsparungen von CHF 500
Mio. jährlich als schädlich für die Wirtschaft. Somit beantragte er die Motion zur
Ablehnung und verwies auf den Auftrag des Parlaments im Rahmen der
Legislaturplanung 2019-2023, eine Botschaft zum Abbau der Schulden ohne
Steuererhöhungen und Entlastungsprogramme vorzulegen, wobei er auch den ersten
Teil der Motion prüfen werde.

MOTION
DATUM: 10.03.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Der Ständerat folgte in der Frühjahrssession 2021 einem Ordnungsantrag Herzog (sp,
BS) auf Zuweisung der Motion an die FK-SR. Für das Jahr 2020, auf das sich die Motion
beziehe, sei diese bereits veraltet, jedoch gehe es darin eigentlich um den Abbau der
gesamtem Covid-19-Schulden – ein Thema, das noch immer offen sei. Somit solle die
Kommission die konkreten Vorschläge der Motion, wo sie nicht den bereits getroffenen
Entscheidungen widersprächen, in die Diskussion aufnehmen, argumentierte Herzog.
Damit zeigte sich der Motionär einverstanden und der Rat nahm den Antrag
stillschweigend an. 4

Im September 2022 zog Motionär Peter Hegglin (mitte, ZG) seinen Vorstoss für einen
verträglichen Abbau der Covid-19-Schulden stillschweigend zurück. Noch im selben
Monat verabschiedete das Parlament die Änderung des Finanzhaushaltgesetzes zum
Abbau der coronabedingten Verschuldung. Zuvor war die in der Motion enthaltene Idee,
dass ein Teil des positiven Saldos des Ausgleichskontos für den Schuldenabbau auf dem
Amortisationskonto verwendet werden könnte, als eine von zwei Möglichkeiten in die
Botschaft des Bundesrates eingeflossen – das Parlament hatte sich in der Folge aber
dagegen entschieden. 5

MOTION
DATUM: 07.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Staatsrechnung

Avec des dépenses de CHF 17.389 milliards et des recettes de CHF 16.318 milliards, le
compte de la Confédération pour l'exercice 1980 a accusé un déficit de CHF 1'071
millions. Par rapport au déficit budgétisé, on a donc enregistré une amélioration de
quelques CHF 220 millions. Elle est essentiellement due à une augmentation (pour des
raisons conjoncturelles) du rendement de l'ICHA, qui a rapporté 372 millions de plus
que devisé. 6

BERICHT
DATUM: 31.12.1980
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER

Zusätzliche Einnahmen, die im Finanzplan zwar nicht aufgeführt sind, über deren
Erschliessung jedoch seit Jahren diskutiert wird, werden durch eine teilweise
Ablieferung der Gewinne der Schweizerischen Nationalbank (SNB) erwartet. Nachdem
sich die SNB bisher geweigert hatte, mit ihren Gewinnen zur Reduktion der Defizite der
öffentlichen Haushalte beizutragen, signalisierte sie nach einem Gespräch mit dem
Bundesrat die Bereitschaft, für 1984 CHF 300 Mio auszuschütten. Der Bundesrat zeigte
sich jedoch an diesem Angebot wenig interessiert, da gemäss den Bestimmungen des
Verfassungsartikels über die Nationalbank (Art. 39 BV) den Kantonen zwei Drittel, dem
Bund hingegen nur ein Drittel der ausgeschütteten Summe zukommen würde. Um in
einem grösseren Ausmass an den Nationalbankgewinnen teilhaben zu können, will der
Bundesrat vorerst den seiner Meinung nach veralteten Ausschüttungsmodus der SNB
abändern. 7

ANDERES
DATUM: 22.03.1984
WERNER SEITZ

Die erste Tranche der Nachtragskredite und Kreditübertragungen zum Budget 1990 in
der Höhe von CHF 391.8 Mio. stand vor allem im Zusammenhang mit dem
Nationalstrassenbau; mit CHF 150 Mio. handelte es sich um den grössten und politisch
umstrittensten Nachtragskredit. Bei den weiteren Budgetposten ging es insbesondere
um Zinsvergütungen an die PTT-Betriebe (59 Mio) und um den Stabilisierungsfonds für
Polen (46 Mio).

Eine zweite Tranche von Nachtrags- und neuen Verpflichtungskrediten in der Höhe von
insgesamt CHF 715.3 Mio. betraf namentlich die Bereiche Landwirtschaft,
Waldschäden, Sozialwerke und Entwicklungshilfe. 8

BERICHT
DATUM: 28.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Finanzrechnung des Bundes für 1990 schloss im Berichtsjahr zum fünften
aufeinanderfolgenden Mal mit einem Überschuss auf der Einnahmenseite ab. Dieser
Überschuss von CHF 1.058 Mrd. war mehr als doppelt so hoch wie budgetiert. Die
Gesamteinnahmen fielen um CHF 902 Mio höher als budgetiert aus, was einem
Zuwachs von 10% gegenüber dem Vorjahr entsprach. Erhebliche Budgetabweichungen
waren dank höheren Dividenden- und Zinserträgen bei der Verrechnungssteuer (+ CHF
694 Mio) sowie bei der Warenumsatzsteuer (+ CHF 221 Mio) zu verzeichnen. Weniger als
budgetiert nahm der Bund bei der direkten Bundessteuer, den Stempelabgaben, den
Einfuhrzöllen und den Lenkungsabgaben ein. Insgesamt ergab sich im

BERICHT
DATUM: 31.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Zweijahresdurchschnitt eine Zunahme der Gesamteinnahmen um 5,7% bei einem
durchschnittlichen Wirtschaftswachstum von 8,6%. Auf der Ausgabenseite betrug der
Zuwachs 9,7% oder CHF 2.7 Mrd. Die höchste Zuwachsrate verzeichneten die
Beziehungen zum Ausland mit 18,3%, wobei die Osteuropahilfe einen grossen
Ausgabenposten bildete.

Trotz einer positiven Finanzrechnung ergab sich im Berichtsjahr zum zweiten Mal
nacheinander ein negativer Saldo von diesmal CHF 350 Mio. in der Gesamtrechnung.
Der Fehlbetrag der Bilanz verschlechterte sich auf rund CHF 17.5 Mrd. und die Schulden
des Bundes verringerten sich um ca. CHF 1.2 Mrd. auf CHF 23.9 Mrd. oder 7,5% des
BIP. 9

Dem Bundesrat gaben die Kreditnachträge zur Erfüllung seiner Aufgaben Anlass zu
ernsthafter Besorgnis; insgesamt musste er dem Parlament Nachtragskredite in der
Rekordhöhe von über CHF 2.2 Mrd. zum Budget 1991 beantragen. Diese massive
Kreditaufstockung führte dazu, dass aus dem budgetierten Überschuss von CHF 73 Mio.
(laut Finanzrechnung) ein Defizit von CHF 2 Mrd. entstand. Eine erste Tranche der
Nachtragskredite in der Höhe von 1.1 Mrd. entfiel zu über 80% auf die Bereiche
Landwirtschaft, 700-Jahr-Feier, Personalausgaben sowie auf die vom Parlament
beschlossene Hilfsaktion zugunsten der von den wirtschaftlichen Boykottmassnahmen
der UNO gegenüber dem Irak am stärksten betroffenen Länder. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine zweite Tranche von Nachtragskrediten, ebenfalls in der Höhe von über CHF 1.1
Mrd., wurde wiederum an erster Stelle durch die Landwirtschaft beansprucht, aber
auch die Bereiche Zinslast der steigenden Schulden, Asyl- und
Sozialversicherungswesen, Exportrisikogarantie und Gewässerschutz erforderten
zusätzliche Mittel. Das Parlament bewilligte auch diesen Nachtragskredit und nahm auf
Antrag der Nationalratskommission lediglich im Bereich des Asylwesens eine Kürzung
um CHF 0.34 Mio. vor. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach einer fünf Jahre dauernden Überschussperiode der Bundesfinanzen schloss die
Finanzrechnung des Bundes mit einem Defizit von CHF 2.011 Mrd. ab; dabei handelte
es sich um den nominal höchsten je registrierten Fehlbetrag. Nach Darstellung des
Finanzdepartementes lag der Hauptgrund des Ungleichgewichts in einem während der
Hochkonjunktur ungezügelten Ausgabenwachstum, dessen Zunahme um 12,5% auf CHF
35.5 Mrd. im Jahre 1991 den seit 1961 höchsten Zuwachs in einem ungeraden Jahr
darstellte. Als Folge davon stieg die Bundesstaatsquote von 10,1 % auf 10,8% an. Diesem
enormen Ausgabendruck stand auf der Einnahmenseite eine Zunahme um lediglich
2,5% gegenüber. Die Anspruchsinflation kontrastierte ausserdem mit einem
wachsenden Widerstand gegen Steuern und Abgaben; dazu haben auch die hohen
Zinsen sowie die massive Teuerung die Gesundheit des Bundeshaushaltes untergraben.
Auf der Einnahmenseite präsentierte sich ein uneinheitliches Bild: Einerseits wuchsen
die Erträge aus der konjunkturempfindlichen Warenumsatzsteuer (WUSt), welche die
wichtigste Einnahmequelle darstellt, gegenüber 1990 als Folge der
Wirtschaftsabkühlung nur um 1,5% auf CHF 10 Mrd., womit das Ziel um CHF 700 Mio.
verfehlt wurde. Der Ertrag der Stempelabgaben von CHF 1.93 Mrd. lag sogar mit 466
Mio. um fast 20% unter dem Budgetziel. Für eine teilweise Kompensation sorgten die
direkte Bundessteuer (+4,6% auf 6.85 Mrd.) und die Verrechnungssteuer (+3,9% auf
CHF 4.1 Mrd.). Die Treibstoffzölle brachten CHF 3.2 Mrd. Erträge und lagen damit auch
leicht über den Erwartungen. Die Eidgenössische Versicherungskasse konnte die
Defizite seitens der Steuerträge noch lindern, da sie einen um CHF 300 Mio. höheren
Uberschuss als budgetiert ausweisen konnte. Auf der Ausgabenseite waren alle
Bereiche durch die enormen Nachtragskreditbegehren in der Höhe von CHF 2.2 Mrd.
betroffen.

Die neben der Finanzierungsseite auch die vermögensmässige Entwicklung
berücksichtigende Erfolgsrechnung schloss mit dem höchsten jemals erzielten
Aufwandüberschuss von CHF 3122 Mio. ab. Um diesen Betrag erhöht sich die Fehlbilanz
des Bundes auf CHF 20.594 Mrd. 12

BERICHT
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die Nachtragskredite in einer Gesamthöhe von CHF 1.8 Mrd. haben nicht unwesentlich
zur Verschlechterung der Rechnung 1992 geführt. In einem ersten Paket ersuchte der
Bundesrat das Parlament um zusätzliche Kredite von CHF 510 Mio. zur Deckung der
durch den Teuerungsausgleich für die AHV/IV-Bezüger verursachten Mehrkosten der
Eidgenössischen Versicherungskasse, für Zinszahlungen an die PTT,
Kreditübertragungen für die vom Golfkieg betroffenen Länder, Infrastrukturleistungen
an die SBB und für zusätzliche Etatstellen, insbesondere im EDA. Im Ständerat war
einzig ein Kredit für dringende Betreuungsmassnahmen im Drogenbereich durch den
Lega-Vertreter Morniroli (TI) bekämpft worden, allerdings ohne Erfolg. Auch im
Nationalrat bot der Kredit von CHF 3.1 Mio. für die Drogenprävention Anlass zu
Diskussionen, wurde schlussendlich aber, ebenso wie der umstrittene EWR-
Informationskredit in der Höhe von CHF 3.4 Mio., vom Rat gutgeheissen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die zweite Tranche umfasste Nachtragsbegehren in der Höhe von CHF 1.338 Mrd.,
wobei die Hauptlast auf den Schuldendienst fiel. Verschiedene Anträge auf Kürzungen
in den Bereichen EWR-Informationsmaterial der Bundeskanzlei, Spesenentschädigung
im BUWAL sowie Käseverwertung fanden im Nationalrat kein Gehör. Die
Teuerungsnachträge für die EXPO in Sevilla stiessen anfänglich im Ständerat auf
Widerstand, wurden dann jedoch gutgeheissen. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Finanzrechnung hat 1992 mit einem Ausgabenüberschuss von CHF 2.863 Mrd.
abgeschlossen. Damit fiel dieses höchste je registrierte Defizit mehr als doppelt so
hoch als budgetiert aus. Die Ausgaben in der Höhe von CHF 37'816 Mio. wuchsen mit
6,5% erneut deutlich stärker als die Einnahmen von CHF 34'953 Mio. (4,4%). Auf der
Einnahmenseite verzeichneten einerseits die Posten Warenumsatzsteuer und
Verrechnungssteuer aufgrund der schlechten Wirtschaftslage Mindereinnahmen
gegenüber dem Vorjahr in der Höhe von CHF 933 Mio. resp. CHF 676 Mio. Andererseits
übertraf der Einnahmenüberschuss der Eidgenössischen Versicherungskasse das
Budget um CHF 680 Mio. Die Einnahmen aus der direkten Bundessteuer fielen um CHF
192 Mio. höher als erwartet aus; für diese Mehreinnahmen ist allerdings die
Steuerperiode 1989/90 verantwortlich, während der die schweizerische Wirtschaft
noch nicht von der Rezession betroffen war. Die übrigen Einnahmenposten
verzeichneten die erwarteten schwachen Zunahmen gegenüber dem Vorjahr, wobei
auch die in den letzten Jahren stark rückläufigen Stempelabgaben wieder anstiegen.

Auf der Ausgabenseite schlugen die gegenüber dem Vorjahr um 21,3% gestiegenen
Kosten im Bereich Finanzen und Steuern durch die gestiegenen Zinsleistungen mit
einem Mehraufwand von CHF 284 Mio. zu Buche. Auch der Bereich Beziehungen zum
Ausland schloss, insbesondere durch den Beitritt zu den Institutionen von Bretton
Woods sowie internationale Hilfsmassnahmen bedingt, mit einem Mehraufwand von
CHF 216 Mio. (+19,4% gegenüber 1991) ab. Mit +7,8% stiegen auch die Ausgaben für
Bildung und Forschung überdurchschnittlich stark, während sich jene für die
Landesverteidigung nur um 0,8% erhöhten. Einzig die Verkehrsausgaben, welche um
3,8% anstiegen, blieben um CHF 67 Mio. unter der budgetierten Vorgabe. Knapp ein
Viertel des Ausgabenwachstums entfiel auf die soziale Wohlfahrt (+ CHF 514 Mio.),
welche mit CHF 8'605 Mio. den grössten Ausgabenposten bildete. Die Verschlechterung
der Bundesfinanzen kam auch in anderen Kennzahlen deutlich zum Ausdruck: Die
Staatsquote stieg von 10,7 auf 11,2%, die Verschuldungsquote erhöhte sich von 13,7 auf
16,4% des Bruttoinlandprodukts und die Nettozinslast wuchs innert Jahresfrist von 3,9
auf 4,7% der Gesamteinnahmen.

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Aufwandüberschuss von CHF 4'031 Mio. ab,
womit sich das Defizit gegenüber dem Voranschlag mehr als verdoppelt hat. 15

BERICHT
DATUM: 31.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Nachtragskredite zur Staatsrechnung 1993 erreichten den Rekordwert von über
CHF 2.9 Mrd., was 7,4% der Gesamtausgaben darstellt. In einer ersten Tranche
genehmigte das Parlament einen Nachtrag von CHF 1.459 Mrd. Die ausserordentliche
Höhe dieses Zusatzkredits war vor allem auf den Ausgleichsfonds der
Arbeitslosenversicherung zurückzuführen, welcher CHF 1.3 Mrd. beanspruchte.

Das Parlament akzeptierte auch das zweite Nachtragspaket in der Höhe von CHF 1.59
Mrd. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Mit einem rekordhohen Ausgabenüberschuss von CHF 7.8 Mrd. schloss die
Finanzrechnung 1993 um 4.7 Mrd. schlechter ab als budgetiert. Die Gesamtausgaben
erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr um 7,4% auf CHF 40.6 Mrd., während die
Einnahmen vor allem durch die Rezession bedingt um rund 6% auf 32.8 Mrd. sanken
und sogar unter das Niveau von 1991 fielen. Auf der Einnahmenseite verzeichneten die
Treibstoffzölle, die Tabakzölle sowie die Stempelabgaben die höchsten Zuwachsraten,
während die grössten relativen Mindereinnahmen bei der Verrechnungssteuer
erfolgten. Gegenüber dem Budget unterschritten allerdings auch die
Treibstoffzolleinnahmen das Soll um CHF 400 Mio., da der Verkauf von Benzin an
Ausländer im Grenzgebiet durch die um 20 Rappen pro Liter erhöhten Preise
abgeschwächt wurde. Die in absoluten Zahlen wichtigsten Einnahmenquellen, die
Warenumsatzsteuer und die direkte Bundessteuer, waren mit 4,4 resp. 5,5% beide
rückläufig. Auf der Ausgabenseite erhöhte sich der wichtigste Posten der sozialen
Wohlfahrt, bedingt durch die Darlehen an die Arbeitslosenversicherung, um über 31 %
gegenüber dem Vorjahr und erreichte CHF 11.29 Mrd. Die Neuverschuldung des
Staatshaushalts kletterte auf CHF 11.5 Mrd., womit die Gesamtschulden Ende des
Berichtsjahres rund CHF 70 Mrd. betrugen.
Zum ersten Mal schloss die Erfolgsrechnung, welche auch die vermögensmässige
Entwicklung der Bundesfinanzen mitberücksichtigt, mit einem Aufwandüberschuss von
CHF 6.25 Mrd. besser ab als die Finanzrechnung. 17

BERICHT
DATUM: 31.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach einem ersten Nachtragskredit von CHF 271 Mio., der zu mehr als die Hälfte auf
die Landwirtschaft entfiel, genehmigte das Parlament auch einen zweiten Nachtrag von
CHF 460 Mio. Mehr als zwei Drittel des zweiten Nachtragskredits betrafen dabei die vier
Bereiche Flüchtlingswesen, Unwetterschäden, Invalidenversicherung und
Landwirtschaft. Zusammen führten die Kreditnachträge zu einer Erhöhung der
veranschlagten Gesamtausgaben um CHF 731 Mio. oder 1,7%. Damit lagen die
Nachtragskredite deutlich unter den Werten der Vorjahre (1993: CHF 2.9  Mrd.). 18

BERICHT
DATUM: 06.12.1994
EVA MÜLLER

Die Finanzrechnung des Bundes für das Jahr 1994 wies ein Defizit von CHF 5.1 Mrd.
aus. Der Ausgabenüberschuss fiel damit um CHF 1.9 Mrd. geringer aus als budgetiert.
Die Ausgaben nahmen zwar gegenüber dem Vorjahr um CHF 741 Mio. (1,8%) auf CHF
41.34 Mrd. zu, die Einnahmen stiegen jedoch ebenfalls, um CHF 3.6 Mrd. (10,5%), auf
CHF 36.24 Mrd. Damit schloss die Finanzrechnung des Bundes erstmals seit 1990
wieder besser ab als im Voranschlag vorgesehen war. In den letzten drei Jahren hatten
die effektiven Defizite die budgetierten Fehlbeträge massiv übertroffen.

Hauptgründe für das unter dem Budget liegende Defizit waren unerwartet hohe
Kreditreste. Die Kreditreste im Nationalstrassenbau von CHF 123 Mio. erklärte das
Finanzdepartement mit dem befristeten Planungsstopp nach Annahme der
Alpeninitiative und mit tieferen Vergabepreisen. Weniger ausgegeben als geplant wurde
auch beim öffentlichen Verkehr wegen Projektverzögerungen bei den konzessionierten
Transportunternehmungen und beim Alpentransit. Zur Korrektur bei den Ausgaben trug
aber auch in hohem Masse die Arbeitslosenversicherung bei. Dieser Kreditposten
wurde um CHF 750 Mio. unterschritten, weil die durchschnittliche Zahl der
Arbeitslosen tiefer war als befürchtet. Günstig wirkte sich schliesslich die Umschuldung
von Zahlungsrückständen des Iran aus. Dadurch entfiel ein Vorschuss an die
Exportrisikogarantie in der Höhe von CHF 144 Mio. Bei den Mehreinnahmen
überraschten vor allem die Stempelabgaben und die Verrechnungssteuer positiv, die
CHF 300 resp. 100 Mio. mehr einbrachten als budgetiert. Um CHF 412 Mio. höher als
veranschlagt fiel der Einnahmenüberschuss der Eidgenössischen Versicherungskasse
aus, die Gewinnablieferung der PTT betrug CHF 100 Mio. mehr als budgetiert. Die
Warenumsatzsteuer und die Treibstoffzölle blieben jedoch hinter den Prognosen
zurück und auch die direkte Bundessteuer kam nicht ganz an den budgetierten Betrag
heran, lag aber doch um CHF 1.1 Mrd. über dem Ergebnis von 1993. 19

BERICHT
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER

Die Erfolgsrechnung wies einen Aufwandüberschuss von CHF 5.7 Mrd. aus und schloss
damit um CHF 0.6 Mrd. schlechter ab als die Finanzrechnung. Dies ist weitgehend dem
Umstand zuzuschreiben, dass der von der Eidg. Versicherungskasse (EVK) erzielte
Einnahmenüberschuss von CHF 1.6 Mrd. nicht den allgemeinen Bundesmitteln
zugerechnet werden kann, sondern als Einlage der Sonderrechnung EVK gutzuschreiben
ist. Dieser Mehraufwand wurde nur teilweise durch die Aktivierung der
Investitionsausgaben ausgeglichen. Mit dem rekordhohen Aufwandüberschuss

BERICHT
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER
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verbleiben rund ein Siebtel des Wertverzehrs ungedeckt. Das Ergebnis erhöhte den
Bilanzfehlbetrag von CHF 30.9 auf 36.6 Mrd.; dieser hat sich innerhalb von vier Jahren
mehr als verdoppelt. Die Staatsquote sank von 11,8 auf 11,6%. 20

Die Finanzrechnung des Bundes für das Jahr 1995 wies ein Defizit von CHF 3.3 Mrd.
(1994: CHF 5.1 Mrd.) aus und fiel damit um CHF 2.8 Mrd. geringer aus als budgetiert. Die
Ausgaben sanken gegenüber dem Vorjahr um rund CHF 800 Mio. oder 2% auf CHF
40.53 Mrd. und liegen damit erstmals seit 1977 wieder unter jenen des Vorjahres. Die
Einnahmen nahmen um eine Milliarde oder 2,8% auf CHF 37.27 Mrd. zu. Bundesrat
Villiger bezeichnete die Staatsrechnung allerdings als «geschönt»: Eine sachgerechte
Verbuchung der SBB-Darlehen und der Überschüsse der Pensionskasse des Bundes
(PKB) hätte das Bundesdefizit auf über CHF fünf Mrd. anschwellen lassen. Dazu kamen
weitere günstige Umstände und einmalige Sonderfaktoren.

Bei den Ausgaben ist die Budgetabweichung von CHF 1.9 Mrd. zu mehr als der Hälfte auf
nicht beanspruchte Leistungen für die Arbeitslosenversicherung (ALV), geringere
Passivzinsen und Kantonsanteile sowie die Beiträge des Bundes an die AHV/IV und die
Ergänzungsleistungen zurückzuführen. Bei der ALV fiel der Bundesanteil um CHF 410
Mio. geringer aus, zusätzlich konnten Rückzahlungen von Darlehen im Umfang von CHF
300 Mio. verbucht werden. Als Folge geringerer Fiskalerträge, namentlich bei der
Verrechnungssteuer, fielen die Kantonsanteile um CHF 200 Mio. tiefer als budgetiert
aus. Beim Verkehr, wo sich insbesondere Projektverzögerungen bei den Privatbahnen
und beim Alpentransit auswirkten, resultierten Minderausgaben von CHF 149 Mio. Auch
die Ausgaben für Hauptstrassen lagen CHF 50 Mio. unter den Erwartungen. Die
Exportrisikogarantie musste 1995 keine Bundesmittel beanspruchen und konnte
Darlehen zurückzahlen, wodurch sich die Rechnung um CHF 124 Mio. verbesserte. Eine
Budgetüberschreitung von CHF 86 Mio. verbuchte aber die Landwirtschaft als Folge
der auf dem Nachtragsweg gewährten zusätzlichen Ökobeiträge sowie Zusatzkredite für
die Käse- und Butterverwertung. Die Nachtragskredite von CHF 648 Mio. wurden durch
Kreditreste im Umfang von CHF 2.5 Mrd. weit überkompensiert. Bei den Ausgaben
ergab sich unter Ausklammerung der nichtsteuerbaren Zinsausgaben, der
Kantonsanteile und der konjunkturell bedingten Ausgaben an die ALV noch ein
Ausgabenwachstum von 0,8%. Die verschiedenen Sparrunden zeigten damit Wirkung.

Bei den unerwarteten Mehreinnahmen von insgesamt CHF 0.9 Mrd. brachte die
Mehrwertsteuer rund CHF 1.2 Mrd. mehr ein als budgetiert. Dieser Mehrertrag ist
allerdings zu relativieren, weil er einerseits aus einem noch zu leistenden
Vorsteuerabzug an Exporteure im Umfang von CHF 700 Mio. und andererseits aus
früher als erwartet eingetroffenen Erträgen aus Importen in der Höhe von CHF 500 Mio.
resultierte. Beide sind dem Übergang von der Warenumsatz- zur Mehrwertsteuer
(zeitlichen Rechnungsabgrenzungen im Einführungsjahr) zuzuschreiben. Systematische
Mehreinnahmen aus der Mehrwertsteuer resultierten nicht. Die Warenumsatzsteuer
verabschiedete sich mit einem Ertrag, der eine halbe Milliarde über dem Voranschlag
liegt, weil die ausstehenden Steuerzahlungen unterschätzt wurden. Hingegen
unterschritt die direkte Bundessteuer das Budget um CHF 406 Mio., da der Zuwachs
bei den Einkommen und Erträgen in den Bemessungsjahren 1991/92 tiefer als erwartet
ausgefallen ist. Um CHF 852 Mio. blieb auch der Rohertrag der Verrechnungssteuer
unter dem Budgetwert. Eine schleppende Konjunktur ergab bei den Treibstoffzöllen
Mindereinnahmen von CHF 197 Mio. Der Überschuss der Pensionskasse des Bundes
(PKB) fiel hingegen um CHF 233 Mio. höher aus als budgetiert. 21

BERICHT
DATUM: 31.12.1995
EVA MÜLLER

Die Erfolgsrechnung schloss bei einem Gesamtaufwand von CHF 42.4 Mrd. und einem
Gesamtertrag von CHF 37.4 Mrd. mit einem Aufwandüberschuss von CHF 5.014 Mrd.
ab und damit um CHF 1.7 Mrd. schlechter als die Finanzrechnung. Dies ist weitgehend
dem Umstand zuzuschreiben, dass der von der PKB erzielte Einnahmenüberschuss von
CHF 1.2 Mrd. nicht den allgemeinen Bundesmitteln zugerechnet werden kann. Der
Fehlbetrag in der Bilanz erhöht sich um den Aufwandüberschuss der Erfolgsrechnung
auf CHF 41.6 Mrd. Obwohl die Staatsquote (Ausgaben in Prozent des BIP) zurückgefallen
ist und die Steuerquote (Fiskaleinnahmen in Prozent des BIP) praktisch auf dem
gleichen Niveau verharrte, blieb der Aufwärtstrend der Verschuldungsquote
(Bruttoschulden in Prozent des BIP) ungebrochen: Bei Schulden des Bundes im Betrag
von CHF 82.2 Mrd. (1994: CHF 75.7 Mrd.) belief sich die Verschuldungsquote 1995 auf
22,9% (21,5%). 1990 hatte sie erst 12,9% betragen. Die Schuldzinsen des Bundes von
rund CHF 3.5 Mrd. betrugen 7,6% seiner Ausgaben. Der Legislaturfinanzplan 1997-1999

BERICHT
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01.01.65 - 01.01.24 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



sieht Defizite von CHF 7.1 Mrd. (1997), CHF 8.6 Mrd. (1998) und CHF 8.1 Mrd. (1999) vor. 22

Die Erfolgsrechnung schloss bei einem Gesamtaufwand von CHF 45.0 Mrd. und einem
Gesamtertrag von CHF 39.4 Mrd. mit einem Aufwandüberschuss von CHF 5.6 Mrd. und
damit um CHF 1.2 Mrd. schlechter ab als die Finanzrechnung. Der Schuldenberg des
Bundes stieg bis Ende 1996 auf CHF 88.4 Mrd. (1995: 82.2 Mrd.) und hat sich damit seit
1990 mehr als verdoppelt. Die Verschuldungsquote (Bruttoschulden in % des BIP)
beläuft sich auf 24,6% (1995: 22,7%). 23

BERICHT
DATUM: 25.04.1996
EVA MÜLLER

Die Finanzrechnung des Bundes für das Jahr 1996 schloss mit einem Defizit von CHF
4.363 Mrd. (1995: 3.263 Mrd) ab und lag damit um CHF 315 Mio. über dem Voranschlag.
Gegenüber der Finanzrechnung 1995 erhöhten sich die Ausgaben um CHF 3.3 Mrd. oder
8,2% auf CHF 43.840 Mrd. Zu diesem markanten Anstieg trugen insbesondere die
zusätzlichen Leistungen des Bundes für die Arbeitslosenversicherung (ALV), die AHV/IV
und die Krankenkassen bei. Die Sozialausgaben lagen insgesamt um CHF 744 Mio. (6,2%)
über der budgetierten Marke. Eine hohe Budgetabweichung von CHF 223 Mio. ergab
sich auch bei den Landwirtschaftsausgaben, wofür das EFD namentlich Mehrausgaben
wegen der Rinderkrankheit BSE verantwortlich machte. Eine einmalige Ausgabenspitze
verursachte die Entschädigung für den Verzicht auf das Kernkraftwerk Graben. Die
Ausgaben fielen um CHF 132 Mio. tiefer aus als budgetiert. Allein tiefere Zinssätze und
eine straffe Bewirtschaftung der Tresorerie ermöglichten Minderausgaben von CHF 529
Mio. Im übrigen konnten die vom Parlament bewilligten Nachtragskredite von CHF 1.7
Mrd. durch unausgeschöpfte Kredite von CHF 1.8 Mrd. mehr als kompensiert werden.
Die Einnahmen stiegen zwar gegenüber der Rechnung 1995 um 5,9%, blieben mit CHF
39.477 Mrd. aber um CHF 447 Mio. oder 1,1% unter dem budgetierten Ertrag. Ins
Gewicht fielen insbesondere die Mindererträge aus der Verrechnungssteuer (-732 Mio.),
der direkten Bundessteuer (-428 Mio.) und den Treibstoffzöllen (-206 Mio.), die das EFD
mit der schlechten Konjunkturlage erklärte. Bei der Verrechnungssteuer seien die
Eingänge zwar höher als erwartet ausgefallen, die Budgetabweichung ergab sich aber
wegen den unterschätzten Rückerstattungen; diese wurden vermehrt unmittelbar nach
Zinsfälligkeit zurückgefordert. Teilweise kompensiert wurden die Mindererträge durch
das bessere Ergebnis der MWSt, die CHF 358 Mio. mehr einbrachte als budgetiert.
Unerwartete Mehreinnahmen von CHF 177 Mio. brachten dank starkem Börsengang auch
die Stempelabgaben. 24

BERICHT
DATUM: 31.12.1996
EVA MÜLLER

Die Finanzrechnung des Bundes für das Jahr 1997 schloss mit einem Defizit von CHF
5.270 Mrd. (1996: CHF 4.363 Mrd.) ab und damit mit dem zweithöchsten
Ausgabenüberschuss der seit sieben Jahren andauernden Defizitperiode. Immerhin
liegt das Defizit um CHF 501 Mio. unter dem budgetierten Fehlbetrag von CHF 5.768
Mrd. Bei den Ausgaben konnten die bewilligten Nachtragskredite von CHF 1.6 Mrd.
(Nachtrag I: Kreditbegehren von CHF 188 Mio., wobei die gewichtigste Position die Neat
(92 Mio.) betraf. Nachtrag II: Weitere Kredite von CHF 1.2 Mrd. Davon entfielen 623 Mio.
auf die ALV, 149 Mio. auf den Asylbereich, 133 Mio. auf die Eidgenössische
Versicherungskasse und 86 Mio. auf die Wohnbau- und Eigentumsförderung) durch
nicht beanspruchte Kredite von CHF 1.8 Mrd. mehr als kompensiert werden. Die
Ausgaben liegen um CHF 120 Mio. oder 0,3% unter dem Budget, die Einnahmen um CHF
381 Mio. oder 1% darüber. Die unerfreuliche Entwicklung der Rechnung 1997 ist auch
auf die seit dem Berichtsjahr geltende neue Rechnungsdarstellung (die
Tresoreriedarlehen an die SBB wurden als Ausgaben, die Gewinne der Pensionskasse
des Bundes aber nicht mehr als Einnahmen verbucht) zurückzuführen; ohne diese
Faktoren hätte sich das Rechnungsdefizit auf CHF 3.5 Mrd. belaufen. Die Ausgaben von
CHF 44.12 Mrd. nahmen gegenüber 1996 noch um CHF 282 Mio. oder 0,6% zu, was bei
einer Jahresteuerung von 0,5% praktisch einer realen Ausgabenplafonierung
gleichkommt. Das EFD wertete dies als «unverkennbaren Paradigmawechsel im
Ausgabenverhalten». Ausgabensteigerungen wiesen bei den ganz grossen Posten
lediglich noch die Soziale Wohlfahrt - wo höhere Zahlungen an die Arbeitslosenkasse
stark zu Buche schlugen - die Zinsen und Kantonsanteile sowie der Verkehr/SBB auf.
Ohne diese Positionen, die vom EFD kaum zu beeinflussen sind, ergäbe sich ein
Ausgabenrückgang von 4%. Als einzigem Bereich liegen die Ausgaben der Sozialen
Wohlfahrt über dem Voranschlag. Die Einnahmen von CHF 38.85 Mrd. nahmen
gegenüber 1996 um CHF 625 Mio. oder 1,6% ab. Ins Gewicht fiel hier insbesondere die
Verrechnungssteuer, die um fast eine Milliarde unter der Rechnung 1996 (-30,1%) liegt.
Gründe dafür sind einerseits rückläufige Zinssätze, gleichzeitig sind die

BERICHT
DATUM: 31.12.1997
EVA MÜLLER

01.01.65 - 01.01.24 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Rückerstattungen höher ausgefallen als erwartet. Weiter fielen aufgrund der neuen
Rechnungsdarstellung die Einnahmeüberschüsse der Pensionskasse des Bundes von
über einer Milliarde weg. Auch massiv höhere Eingänge bei den Stempelabgaben von
CHF 536 Mio. (+27,1%) sowie bei der direkten Bundessteuer von CHF 753 Mio. (+8,4%)
gegenüber 1996 konnten diese Ausfälle nicht aufwiegen.

Die zur Entlastung des Bundeshaushaltes im Voranschlag 1997 verhängte Kreditsperre
von maximal 2% belief sich auf CHF 528 Mio. Unter Beachtung der Kompetenzregelung
erfolgte im Rahmen der Sammelanträge der Departemente, des
Nachtragskreditverfahrens sowie der Aufhebung aus konjunkturellen Gründen eine
teilweise Entsperrung im Betrage von CHF 153 Mio. oder 29%. Die umgesetzten
Kreditsperrungen beliefen sich damit auf CHF 375 Mio., womit von einem erfolgreichen
Einsatz der Kreditsperre gesprochen werden kann.

Die Erfolgsrechnung schloss bei einem Gesamtaufwand von CHF 43.718 Mrd. und einem
Gesamtertrag von CHF 38.343 Mrd. mit einem Aufwandüberschuss von 5.378 Mrd. ab
und damit nur um CHF 108 Mio. schlechter als die Finanzrechnung. Die Aktivierungen,
Passivierungen, Abschreibungen und übrigen vermögensmässigen Abgrenzungen haben
sich damit resultatsmässig weitgehend ausgeglichen. Die Bilanz weist bei einer
Bilanzsumme von CHF 107.7 Mrd. einen Fehlbetrag von CHF 52.6 Mrd. auf. Der
kumulierte Schuldenberg des Bundes stieg bis Ende 1997 auf CHF 97.1 Mrd. (Ende 1996:
CHF 88.4 Mrd.), die Verschuldungsquote (Bruttoschulden in % des BIP) betrug Ende
Jahr 26,5% (1996: 24,6%). Mehr als ein Drittel dieses Schuldenbergs ist durch die
Defizite seit 1991 (34 Mrd.) angehäuft worden. Diese allein verursachen zusätzliche
Zinsausgaben von einer Milliarde pro Jahr. 25

Die Finanzrechnung des Bundes wies für das Jahr 1998 einen Überschuss von CHF 484
Mio. aus, womit der Bund erstmals seit 1990 wieder schwarze Zahlen schrieb. Dieses
positive Ergebnis war überraschend, nachdem die Staatsrechnung vor einem Jahr mit
einem Defizit von CHF 5.3 Mrd. abgeschlossen hatte und für das Berichtsjahr ein
Ausgabenüberschuss von CHF 7.6 Mrd. budgetiert worden war. Während in den
Vorjahren verschiedene Sonderfaktoren die Staatsrechnung ungünstig beeinflussten
hatten, kumulierten sich 1998 positive Sonderfaktoren. Am auffälligsten war der Erlös
aus dem Börsengang der Swisscom, der der Bundeskasse einen einmaligen Zustupf von
CHF 2.9 Mrd. brachte. Hinzu kam die gute Konjunkturlage, die zu einem starken
Rückgang der Arbeitslosigkeit sowie zu unerwartet hohen Fiskaleinnahmen führte.
Unter Ausklammerung der Swisscom-Transaktion erwirtschaftete der Bund ein Defizit
von CHF 2.45 Mrd. Bei den Ausgaben konnten die bewilligten Nachtragskredite von CHF
0.8 Mrd. durch Kreditreste von CHF 1.8 Mrd. mehr als kompensiert werden, so dass die
Ausgaben insgesamt um CHF 1 Mrd. oder 2,1% unter dem Voranschlag lagen (Nachtrag I:
Kreditbegehren von CHF 309 Mio., wobei die gewichtigsten Zusatzkredite für
Kommissionen, Abgaben und Spesen der Bundestresorie (90 Mio.), für die Wohnbau-
und Eigentumsförderung (80 Mio.), für die Entwicklungszusammenarbeit (40 Mio.) sowie
für die ALV (30 Mio.) erforderlich wurden. Nachtrag II: Weitere Kredite von CHF 454
Mio. Davon entfielen 194 Mio. auf den Asylbereich, 49 Mio. auf die Infrastrukturleistung
der SBB und 43 Mio. auf die Landwirtschaft). Hauptursache der nicht beanspruchten
Budgetkredite bildeten einerseits der Verkehrsbereich (Belastung des Fonds für
Eisenbahngrossprojekte anstelle der Finanzrechnung, weniger Darlehen an die SBB),
andererseits die Soziale Wohlfahrt mit der Arbeitslosen- und Krankenversicherung.
Gegenüber dem Vorjahr nahmen die Gesamtausgaben von CHF 46.59 Mrd. um CHF 2.5
Mrd. oder 5,6% zu. Ausgabensteigerungen verzeichneten insbesondere die Bereiche
Verkehr, Bildung/Grundlagenforschung, Soziale Wohlfahrt, Landwirtschaft sowie
Finanzen und Steuern. Die Einnahmen übertrafen den Voranschlag um gut CHF 7 Mrd.
oder 17,8%. Bei den Fiskaleinnahmen wurde das Budgetziel um 10,5% übertroffen. Die
höchsten Zusatzeinnahmen gegenüber dem Voranschlag brachten die
Verrechnungssteuer (CHF 1.8 Mrd.), die Stempelabgaben (CHF 0.9 Mrd.) sowie die
direkte Bundessteuer (CHF 0.8 Mrd.) ein. Im Vergleich zum letzten Jahr stiegen die
Gesamteinnahmen um CHF 8.2 auf 47.07 Mrd., was einer Zunahme von 21,2%
entspricht. Zu den Mehreinnahmen trugen auf seiten der Fiskaleinnahmen
insbesondere die Verrechnungssteuer bei, welche um fast CHF 3.1 Mrd. (+132,2%) mehr
einbrachte als vor einem Jahr. Grund dafür war die unerwartet grosse Zunahme bei den
ausgeschütteten Dividenden der Unternehmungen. Auch die Stempelabgaben (+743
Mio.) übertrafen das Rekordergebnis des Vorjahres trotz dem Kurseinbruch auf den
Aktienmärkten im zweiten Halbjahr 1998 noch einmal klar. Ferner brachte die
Mehrwertsteuer dank der erholten Konjunkturlage CHF 780 Mio. mehr ein als im Jahr
zuvor. 26

BERICHT
DATUM: 31.12.1998
URS BEER
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Die Erfolgsrechnung schloss bei einem Gesamtaufwand von CHF 48.5 Mrd. und einem
Gesamtertrag von CHF 48.2 Mrd. mit einem Aufwandüberschuss von CHF 336 Mio. Das
gegenüber der Finanzrechnung schlechtere Ergebnis der Erfolgsrechnung von CHF 0.8
Mrd. war in erster Linie dem Umstand zuzuschreiben, dass sich die in der
Finanzrechnung erfassten Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen und
Beteiligungen von CHF 1.4 Mrd. als erfolgsneutraler Vorgang in der Erfolgsrechnung
niederschlugen, während die Ausgaben für Darlehen und Beteiligungen von CHF 1.5
Mrd. zu Wertberichtigungen von CHF 0.8 Mrd. führten. Die Bilanz weist bei einer
Bilanzsumme von CHF 120.3 Mrd. einen Fehlbetrag von CHF 52.9 Mrd. auf. Der
kumulierte Schuldenberg des Bundes stieg bis Ende 1998 auf CHF 109.6 Mrd. (Ende
1997: CHF 97.1 Mrd.), die Verschuldungsquote (Bruttoschulden in % des BIP) betrug
Ende Jahr 28,7% (1997: 26,5%). Diesem Anstieg steht allerdings eine entsprechende
Zunahme bei den Tresoriebeständen gegenüber. Die Zinsausgaben stiegen 1998 trotz
positivem Rechnungsabschluss über das Niveau des Vorjahres. 27

BERICHT
DATUM: 31.12.1998
URS BEER

Nach dem 1998 dank dem Börsengang der Swisscom erzielten Überschuss von CHF 484
Mio. schloss die Staatsrechnung 1999 mit einem Defizit von CHF 2.6 Mrd. Dabei fiel das
Rechnungsergebnis positiver als erwartet aus, budgetiert war ein Ausgabenüberschuss
von CHF 3.9 Mrd. Entgegen dem Voranschlag konnten eine Ausgabenreduktion und
konjunkturbedingte Mehreinnahmen erzielt werden. Gegenüber 1998 sanken die
Ausgaben um 2,0% oder CHF 934 Mio. Die Darlehen an die ALV konnten im
Berichtsjahr aufgrund der guten Wirtschaftslage zurückbehalten werden.
Mehrausgaben verursachten indes die Passivzinsen, die Milchwirtschaft, die
Entwicklungshilfe und die Fachhochschulen. Das Ausgabenbudget wurde im
Berichtsjahr um CHF 630 Mio. unterboten. Namentlich in den Bereichen Verkehr,
Landesverteidigung und bei den Beiträgen an die Kantone wurden insgesamt 3,4% der
bewilligten Kredite nicht aufgebraucht. Die Nachtragskredite, die zu einem grossen Teil
im Zusammenhang mit der Balkankrise genehmigt worden waren, erreichten CHF 963
Mio. Die Einnahmen fielen mit insgesamt CHF 43.0 Mrd. im Vergleich zu 1998 um 4.1
Mrd. oder 8,6% geringer aus. Brachte der Börsengang der Swisscom dem Bund im
vergangenen Jahr CHF 2.9 Mrd. Mehreinnahmen ein, so führte die Änderung der
Verbuchungspraxis bei der Verrechnungssteuer in diesem Jahr zu einem
Einnahmeausfall von CHF 2.9 Mrd. Hingegen verzeichneten die Einnahmen der
Mehrwertsteuer dank dem auf den 1. Januar 1999 heraufgesetzten Steuersatz eine
Zunahme von CHF 1.8 Mrd. oder 13,6%. Infolge der guten Konjunkturlage erzielte der
Bund ausserdem bei der direkten Bundessteuer einen Zuwachs von CHF 824 Mio. oder
8,5%. Die anziehende Konjunktur verschaffte dem Bund schliesslich bei den Zöllen, bei
der Mineralölsteuer und der Tabaksteuer unerwartete Einkünfte. Insgesamt übertrafen
die Steuereinnahmen den budgetierten Betrag um CHF 129 Mio. oder 0,3%. Bei den
übrigen Einnahmen wurden die Erwartungen um CHF 524 Mio. übertroffen.
Insbesondere umfangreiche Rückzahlungen von Darlehen, die der Bund der
Exportrisikogarantie und der ALV gewährt hatte, sowie die Dividendenzahlungen der
Swisscom fielen dabei ins Gewicht. Die Bundesfinanzen befanden sich mit dem
erzielten Ergebnis besser als erwartet auf dem Kurs in Richtung Haushaltziel 2001. 28

BERICHT
DATUM: 31.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die Erfolgsrechnung schloss bei einem Gesamtaufwand von CHF 47.8 Mrd. und einem
Gesamtertrag von CHF 43.4 Mrd. mit einem Aufwandüberschuss von CHF 4.4 Mrd. Das
Ergebnis überbot den Ausgabenüberschuss der Finanzrechnung um CHF 1.8 Mrd. Diese
Differenz entsprach in etwa den Abschreibungen auf dem Verwaltungsvermögen (CHF
2.4 Mrd.) abzüglich der frei werdenden Wertberichtigungen. Investitionen wurden
durch die unerwartet hohen Rückflüsse aus Darlehen und Beteiligungen weitgehend
ausgeglichen. Die Bilanz wies bei einer Bilanzsumme von CHF 124.6 Mrd. einen
Fehlbetrag von CHF 72 Mrd. auf. Aufgrund der im Berichtsjahr verbuchten
Restfinanzierungslast der SBB von CHF 14.6 Mrd. und des erzielten
Ausgabenüberschusses von CHF 4.4 Mrd. erhöhte sich der Bilanzfehlbetrag des Bundes
innerhalb eines Jahres um CHF 19 Mrd. Hingegen ermässigten sich die Gesamtschulden
des Bundes aufgrund verschiedener Finanzierungsaktionen um CHF 14 Mrd. und
beliefen sich Ende 1999 auf insgesamt CHF 102 Mrd. Nach einem kontinuierlichen
Anstieg der Bundesschuld in den 90er Jahren wurde dieser Trend 1999 gebrochen. Die
Verschuldungsquote des Bundes betrugt 26,3%. 29
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Bereits im Juli teilte das Finanzdepartement mit, dass das budgetierte Defizit des
Bundes von 1,8 Mia Fr. für das laufende Jahr aufgrund der Fiskaleinnahmen deutlich
unterschritten werden könnte. Im August stellte Finanzminister Villiger sogar schwarze
Zahlen in Aussicht. Dass die Staatsrechnung schliesslich mit einem Überschuss von 4,6
Mia abschloss, wurde in der Öffentlichkeit als grosse Überraschung wahrgenommen.
Seit dreissig Jahren hatte die Rechnung nicht mehr ein solch gutes Ergebnis erzielt. Die
Einnahmen sind im Vergleich zum Vorjahr um 8,7 Mia oder 20,1% angestiegen.
Begünstigt wurde das Rekordergebnis laut Bundesrat durch eine unerwartet
dynamische Wirtschaftsentwicklung und den damit verbundenen Mehreinnahmen bei
der Verrechnungssteuer (+4,5 Mia), der MWSt (+1,5 Mia) und den Stempelabgaben (+1,0
Mia). Aber auch die nichtfiskalischen Einnahmen (+1,4 Mia) fielen deutlich höher aus als
erwartet. Ausgabenseitig wurde der im Voranschlag budgetierte Betrag dank strenger
Ausgabendisziplin nahezu erreicht. Die Ausgaben sind im Vergleich zum Vorjahr um 1,5
Mia oder 3,2% angestiegen. Sie sind damit deutlich weniger angestiegen als in den 90er
Jahren (+4,1% jährlich). Die soziale Wohlfahrt (+275 Mio) setzte ihre steigende Tendenz
fort. Die Verkehrsausgaben (+308 Mio) nahmen aufgrund der Finanzierung der
Eisenbahngrossprojekte ebenfalls stark zu. Die grösste Wachstumsrate verzeichneten
aber die Ausgaben für Finanzen und Steuern (+1,1 Mia). Dieser Zuwachs erklärt sich im
Wesentlichen aus der Umverteilung der Mehreinnahmen aus der Erhöhung der MWSt
für die AHV. Die Ausgaben für die Landwirtschaft (-470 Mio) hingegen ermässigten sich
nach einer Ausgabenspitze im vergangenen Jahr.

Aufgrund ausserordentlicher Abschreibungen resultierte bei der Erfolgsrechnung
lediglich noch ein Überschuss von 1,5 Mia Fr. Ein massiver Fehlbetrag bei den
Pensionskassen des Bundes und der SBB als auch die umfangreichen Rückzahlungen
von Darlehen der Arbeitslosenversicherung und Rückstellungen zugunsten der
Einsenbahngrossprojekte schmälerten die Bilanz. Überdies hat die Bundesschuld trotz
des ausgewiesenen Überschusses in der Finanzrechnung um weitere sechs Mia
zugenommen und umfasste Ende Jahr 108 Mia Fr. Massgeblich dazu beigetragen hat
der Fehlbetrag der Pensionskasse des Bundes, der erstmals nicht mehr unter den
Ordnungskonti sondern unter der Bundesschuld ausgewiesen worden ist. Die
Schuldenquote betrug demnach 26,5% des BIP. Der Bilanzfehlbetrag sank um 1,6 Mia
auf 70,4 Mia Fr.. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Die Staatsrechnung 2001 schloss anstelle des geplanten Überschusses von 18 Mio Fr. mit
einem Defizit von 1,3 Mia Fr. ab (ohne UMTS-Lizenzeinnahmen von 205 Mio) und damit
seit 1996 zum ersten Mal wieder schlechter als budgetiert. Hauptursache für die
negative Bilanz bildeten unvorhergesehene Kredite für die zivile Luftfahrt und die
Expo.02 sowie Einnahmenausfälle bei der Verrechnungssteuer. Im Vergleich zum
Vorjahr sind die Einnahmen um rund 2,8 Mia Fr. oder -5,4% gesunken, erreichten
aber nahezu die budgetierten Werte. Mehreinnahmen erzielten insbesondere die
direkte Bundessteuer mit rund 1,5 Mia Fr. und die MWSt (+439 Mio). Hingegen sind die
Erträge aus der Verrechnungssteuer um 85,6% massiv zurückgegangen (-5,3 Mia). Zu
einem eigentlichen Einnahmeneinbruch führten neben der Börsenentwicklung vor
allem die Aktiendividenden, bei denen das neu eingeführte Meldeverfahren für
Bardividenden konzerninterne Bilanzbereinigungen nach sich zog. Die Ausgaben sind
im Vergleich zum Vorjahr um 3,1 Mia Fr. oder 6,5% gestiegen. Mit 1,5 Mia Fr. wies der
Verkehr das stärkste Ausgabenwachstum auf, das sich im Engagement des Bundes
zugunsten der Swissair und der neuen Fluggesellschaft Swiss (1,1 Mia) niederschlug. Die
Beziehungen zum Ausland wuchsen um 0,4 Mia Fr. Ohne Berücksichtigung der
Überbrückungskredite von 0,4 Mia Fr. an Jugoslawien und Tadschikistan, die innerhalb
einer Woche zurückbezahlt wurden, sanken diese Ausgaben um 0,8%. Sowohl bei der
sozialen Wohlfahrt (+254 Mio) als auch in der Landwirtschaft (+235 Mio wegen
vermehrten Direktzahlungen) und der allgemeinen Verwaltung (+270 Mio) wuchsen die
Ausgaben. Bei den sonstigen Ausgaben schlugen zusätzliche Expo-Kredite mit 300 Mio
Fr. zu Buche. Einzig bei der Landesverteidigung konnte der Bund aufgrund der
Kürzungen, die durch das Stabilisierungsprogramm 1998 bedingt waren, 48 Mio Fr.
einsparen. Damit waren die Ausgaben um 1,3 Mia Fr. höher als budgetiert.

Nach der leichten Besserung im Vorjahr fiel das Ergebnis der Erfolgsrechnung mit -5,8
Mia Fr. stark negativ aus. Zu Buche schlugen insbesondere die Deckungslücken bei den
Pensionskassen des Bundes sowie Darlehensrückzahlungen. Die Verschuldung des
Bundes nahm leicht um 1,3 Mia auf einen Betrag von 107 Mia Fr. ab. Die Erklärung findet
sich in Bilanztransaktionen, vor allem in der Abnahme des Finanzvermögens, von dem
ein Teil für die Schuldenrückzahlung verwendet wurde. Die Schuldenquote betrug
26,7% des BIP. Der Bilanzfehlbetrag stieg im Vergleich zum Vorjahr von 70,4 Mia Fr.

ANDERES
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH
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wieder auf 76,1 Mia Fr. an. 31

Die Staatsrechnung 2002 schloss mit einem Defizit von 3,3 Mia Fr. ab (ohne den
Verkaufserlös der Swisscom-Aktien von 3,7 Mia) – budgetiert war ein Fehlbetrag von 294
Mio Fr. Damit hatte sich das Defizit innert Jahresfrist um mehr als 2 Mia Fr. erhöht. Im
Vergleich zum Vorjahr nahmen die Einnahmen um 1,5 Mia Fr. oder 3,1% ab und lagen
um 3,5 Mia markant unter dem Voranschlag. Mehreinnahmen wiesen zwar die
Verrechnungssteuer (+1,7 Mia oder 193%) und die Verkehrsabgaben (+89 Mio oder 9%)
auf; der Anstieg ersterer ist durch den tiefen Wert von 2001 bedingt, und letztere
profitierten von der neu eingeführten leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe. Der
ausserordentlich starke und in diesem Ausmass nicht vorhersehbare
Einnahmeneinbruch bei der direkten Bundessteuer (-901 Mio oder 7%), den
Stempelabgaben (-634 Mio oder 18%) und der Mehrwertsteuer (-176 Mio oder 1%) riss
ein Loch in die Staatskasse. Die Ausgaben sind im Vergleich zum Vorjahr um 507 Mio
Fr. oder 1,0% gestiegen und lagen mit 473 Mio unter dem budgetierten Wert; dieses
Wachstum liegt deutlich unter dem durchschnittlichen jährlichen Ausgabenanstieg der
letzten zehn Jahre. Lässt man jedoch die ausserordentlichen Unterstützungsleistungen
für die Swissair und die Überbrückungskredite für Jugoslawien und Tadschikistan im
Vorjahr ausser Acht, beläuft sich der Ausgabenanstieg auf 2,7%. Die höchste
Wachstumsrate wiesen Bildung und Forschung (+234 Mio oder 7%) auf. Ebenfalls
gestiegen sind die Ausgaben für Finanzen und Steuern (+301 Mio oder 3%) und für die
Landwirtschaft (+105 Mio oder 3%). Der Anstieg von 262 Mio Fr. (2%) bei den Ausgaben
für die soziale Wohlfahrt ist insbesondere auf die höheren Leistungen des Bundes an
die IV und die Ergänzungsleistungen zurückzuführen. Der leichte Rückgang beim
Verkehr (-16 Mio) entpuppt sich, wenn man die Unterstützungsleistungen an die Swissair
(2001: 1,08 Mia; 2002: 689 Mio) nicht berücksichtigt, bei genauerem Hinsehen als
Wachstum von 5,3%, welches vor allem dem Fonds für Eisenbahngrossprojekte zugute
kommt. Gesunken sind hingegen die Ausgaben für die Beziehungen zum Ausland (-303
Mio oder -11%) und für die Landesverteidigung (-168 Mio oder 3%).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Aufwandüberschuss von 7,2 Mia Fr. ab. Die
Differenz zwischen dem schlechten Ergebnis der Finanzrechnung und dem noch
schlechteren der Erfolgsrechnung ist den Berichtigungen auf der Aufwandseite (+3,3
Mia), namentlich den Abschreibungen auf Altlasten der Pensionskassen (2,7 Mia),
zuzuschreiben. Die Verschuldung des Bundes erhöhte sich um 15,5 Mia auf einen
Betrag von 122,3 Mia Fr. Ursache für diesen enormen Anstieg sind einerseits
buchungstechnische Gründe, andererseits höhere Anlagen. So erhöhte sich das
Finanzvermögen des Bundes von 12,3 Mia (2001) auf 25,1 Mia (2002). Der Anstieg der
Nettoschulden (Bruttoschulden abzüglich Finanzvermögen) fiel entsprechend mit 2,7
Mia Fr. deutlich geringer aus. Die Schuldenquote betrug 29,3%. Der Bilanzfehlbetrag
stieg im Vergleich zum Vorjahr von 76,1 Mia auf 79,7 Mia Fr. an, was mehr als dem
Eineinhalbfachen einer Jahresausgabe entspricht.  32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat überwies eine Motion Imhof (cvp, BL) als Postulat, welche den
Bundesrat aufforderte, die Bundessubventionen nicht nur im Internet, sondern auch in
einem Anhang zur Staatsrechnung zu veröffentlichen. 33

MOTION
DATUM: 19.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Die Staatsrechnung 2003 schloss mit einem Defizit von 2,8 Mia Fr. ab – der Voranschlag
hatte einen Fehlbetrag von 246 Mio Fr. vorgesehen. Die Einnahmen lagen 3,7 Mia Fr.
unter dem budgetierten Wert und nahmen im Vergleich zum Vorjahr um 244 Mio Fr.
oder 0,5% ab und zwar zum dritten Mal in Folge. Diese seit 1950 einmalige Abfolge von
Einnahmenausfällen zeigt die schwierige Lage, in welche der Bundeshaushalt geraten
ist. Zwar fielen die Einnahmen bei der direkten Bundessteuer (+10% oder +1,1 Mia) und
bei der Mehrwertsteuer (+1,8% oder +300 Mio) wesentlich höher aus als im Vorjahr, die
Verrechnungssteuer und die Stempelabgaben ergaben hingegen geringere Erträge (-
37,6% oder -1 Mia resp. -6,9% oder -200 Mio). Insgesamt lagen jedoch fast alle
Steuereinnahmen unter den budgetierten Werten (Verrechungssteuer: -2,27 Mia,
Stempelabgaben: -0,68 Mia, direkte Bundessteuer: -0,65 Mia, MWSt: -0,54 Mia); einzig
die Einfuhrzölle und die Tabaksteuer (je +0,2 Mia) brachten mehr ein als erwartet. Die
Ausgaben sanken im Vergleich zum Vorjahr um 760 Mio Fr. oder 1,5%; sie lagen 1,14
Mia unter dem budgetierten Wert – seit 1960 ist es erst das vierte Mal, dass die
Ausgaben unter das Niveau des Vorjahres fielen. Lässt man jedoch die
ausserordentlichen Ausgaben 2002 für die Expo und die Swissair ausser Acht, nahmen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH
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die Ausgaben um 0,2% zu. Bei der sozialen Wohlfahrt setzte sich das weit
überdurchschnittliche Ausgabenwachstum im vergangenen Jahr mit 4,6% (+591 Mio)
fort. Bildung und Forschung wuchsen ebenfalls stark um 3,6% (+130 Mio). Die Ausgaben
für die Beziehungen zum Ausland blieben praktisch auf dem Vorjahresniveau stabil. Für
Finanzen und Steuern musste der Bund hingegen 1,5% (-151 Mio) weniger aufwenden,
ebenso für die Landesverteidigung (-1,8% oder -88 Mio), die Landwirtschaft (-3,9%
oder -160 Mio), die sonstigen Aufgaben (-13,4% oder -227 Mio) und den Verkehr (-9,3%
oder -703 Mio); lässt man jedoch die ausserordentlichen Ausgaben für den Flugverkehr
von 689 Mio Fr. weg, reduziert sich der Rückgang der Verkehrsausgaben auf lediglich
0,9%.

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Defizit von 6,9 Mia Fr. ab. Der Grund für die
grosse Abweichung zur Finanzrechnung liegt wie im Vorjahr vor allem bei den
zusätzlichen Abschreibungen aus der Ausfinanzierung und Sanierung der
Pensionskassen des Bundes und der bundesnahen Unternehmen. Ende 2003 betrugen
die Bruttoschulden des Bundes 123,7 Mia Fr., die Nettoschulden (Bruttoschulden
abzüglich Finanzvermögen) stiegen um 6,1 Mia auf 103,3 Mia Fr. Die Schuldenquote
betrug 28,7%. 34

Die Staatsrechnung 2004 schloss mit einem Defizit von 1,7 Mia Fr. ab – budgetiert war
ein Minus von 3,5 Mia Fr., was einer Verbesserung gegenüber dem Voranschlag von 1,8
Mia Fr. entspricht. Die Einnahmen fielen um 685 Mio Fr. höher aus als erwartet und
nahmen im Vergleich zum Vorjahr erstmals seit 2001 wieder zu, und zwar um 1,468
Mia Fr. oder 3,1%. Die höchsten Mehreinnahmen ergaben sich bei der Verrechnungs-
(+60,1% oder +987 Mio) und der Mehrwertsteuer (+3,0% oder +510 Mio), geringere
Erträge erzielten die direkte Bundessteuer und die Investitionseinnahmen (-4,7% oder
-578 Mio resp. -43,4% oder -323 Mio). Die Ausgaben sanken im Vergleich zum Vorjahr
um 323 Mio Fr. oder 0,6%; sie lagen 1,125 Mia unter dem budgetierten Wert. Dies lag
zur Hauptsache an den niedrigeren Passivzinsen und den tieferen Beiträgen an die
Sozialversicherungen. Bei der sozialen Wohlfahrt setzte sich das weit
überdurchschnittliche Ausgabenwachstum im vergangenen Jahr mit 3,2% (+425 Mio)
fort. Bildung und Forschung wuchsen ebenfalls (+4,8% oder +179 Mio). Für Finanzen und
Steuern musste der Bund hingegen 2,1% (-205 Mio) weniger aufwenden, ebenso für
sonstige Aufgaben (-8,0% oder -118 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Defizit von 5,7 Mia Fr. ab. Der Grund für die
grosse Abweichung zur Finanzrechnung liegt wie im Vorjahr vor allem bei den
zusätzlichen Abschreibungen aus der Ausfinanzierung und Sanierung der
Pensionskassen des Bundes und der bundesnahen Unternehmen. Ende 2004 betrugen
die Bruttoschulden des Bundes 126,7 Mia Fr., die Nettoschulden (Bruttoschulden
abzüglich Finanzvermögen) stiegen um 1,8 Mia auf 105,5 Mia Fr. Die Schuldenquote
betrug 28,5%. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Der Ständerat hiess ein Postulat Lauri (svp, BE) gut, das die Regierung zur Erstellung
eines Berichts über die Verschuldung der öffentlichen Hand verpflichtet. In seiner
Antwort auf eine Interpellation Brunner (svp, SG) (Int. 05.3430) bekräftigte der
Bundesrat seine Absicht, die Bruttoschulden des Bundes zu stabilisieren und die
Schuldenquote schrittweise zu reduzieren. 36

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies der Nationalrat eine Motion Borer (svp, SO), welche im Rahmen
der Staatsrechnung Auskunft über sämtliche Bundesbeteiligungen an privatrechtlichen
Gesellschaften verlangt. Offen zu legen seien Höhe, Art und Zweck der Beteiligung. Der
Bundesrat wies darauf hin, dass er innerhalb des neuen Rechnungsmodells Ähnliches
plane. 37

MOTION
DATUM: 16.12.2005
MAGDALENA BERNATH

01.01.65 - 01.01.24 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Staatsrechnung 2005 schloss mit einem Defizit von 121 Mio Fr. ab – was einer
Verbesserung gegenüber dem Voranschlag um 1,677 Mia Fr. entspricht. Die Einnahmen
fielen um 533 Mio Fr. höher aus als erwartet und nahmen im Vergleich zum Vorjahr
massiv zu, und zwar um 2,653 Mia Fr. oder 5,5%. Die höchsten Mehreinnahmen
ergaben sich bei der Verrechnungssteuer (+52,2% oder +1372 Mio) und den
Verkehrsabgaben (+54,8% oder +544 Mio). Die Ausgaben stiegen im Vergleich zum
Vorjahr um 1,118 Mia Fr. oder 2,2%; sie lagen 1,144 Mia unter dem budgetierten Wert.
Das grösste Ausgabenwachstum verzeichneten die Finanzen und Steuern (+8,5% oder
+799 Mio), der Verkehr (+5,0% oder +371 Mio) und die soziale Wohlfahrt (+2,4% oder
+330 Mio). Weniger ausgeben musste der Bund insbesondere für Landwirtschaft und
Ernährung (-3,4% oder -131 Mio) sowie für Umwelt und Raumordnung (-14,7% oder -109
Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Defizit von 2,6 Mia Fr. ab. Der Grund für die
grosse Abweichung zur Finanzrechnung liegt wie in den Vorjahren vor allem bei den
zusätzlichen Abschreibungen betreffend die Ausfinanzierung und Sanierung der
Pensionskassen des Bundes und der Post. Ende 2005 erhöhten sich die Bruttoschulden
des Bundes um 3 Mia Fr. auf 130,3 Mia Fr.; neben der Bevorschussung des Fonds für
Eisenbahngrossprojekte (0,9 Mia) waren vorab die Darlehen an die
Arbeitslosenversicherung (1,8 Mia) für den Anstieg verantwortlich. Die Schuldenquote
betrug wie im Vorjahr 28,5%. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Ständerat billigte eine vom Nationalrat im Vorjahr überwiesene Motion Borer (svp,
SO) in modifizierter Form, welche im Rahmen der Staatsrechnung Auskunft über
sämtliche Bundesbeteiligungen an privatrechtlichen Gesellschaften verlangt. Dabei
seien Höhe, Art sowie Zweck der Beteiligung offen zu legen, egal, ob die Beteiligung
bereits abgeschrieben ist oder nicht. Ursprünglich hatte Borer pro Beteiligung die
Erläuterung der Eignerstrategie gefordert, was gemäss Finanzkommission nicht
umsetzbar sei. Bundesrat Merz wies darauf hin, dass entsprechende Bestrebungen im
Rahmen des neuen Rechnungsmodells bereits im Gang seien. 39

MOTION
DATUM: 20.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Die Staatsrechnung 2006 schloss mit einem Überschuss von 2,5 Mia Fr. ab – was einer
Verbesserung gegenüber dem Voranschlag um 1,9 Mia Fr. entspricht. Die Einnahmen
fielen um 2,8 Mia Fr. höher aus als erwartet und nahmen im Vergleich zum Vorjahr
massiv zu, und zwar um 3,6 Mia Fr. oder 7,1%. Die höchsten Mehreinnahmen ergaben
sich bei der direkten Bundessteuer (+16,5% oder +2017 Mio) und der Mehrwertsteuer
(+5,0% oder +899 Mio). Die Ausgaben stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 974 Mio Fr.
oder 1,9%; sie lagen 366 Mio Fr. unter dem budgetierten Wert. Das grösste
Ausgabenwachstum verzeichneten die Finanzen und Steuern (+10,9% oder +1118 Mio),
Bildung und Forschung (+2,8% oder +111 Mio), die Verwaltung (+1,6% oder +30 Mio) und
die soziale Wohlfahrt (+0,2% oder +29 Mio). Weniger ausgeben musste der Bund
insbesondere für den Verkehr (-2,3% oder -181 Mio) und für die Landesverteidigung (-
2,8% oder -128 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Überschuss von 2,0 Mio Fr. ab. Der Grund für
die grosse Abweichung zur Finanzrechnung liegt wie in den Vorjahren vor allem bei den
zusätzlichen Abschreibungen betreffend die Ausfinanzierung und Sanierung der
Pensionskassen des Bundes und der Post. Ende 2006 reduzierten sich die
Bruttoschulden des Bundes um 6,7 Mia Fr. auf 123,6 Mia Fr. Neben dem Überschuss in
der Finanzrechnung und den ausserordentlichen Einnahmen aus dem Swisscom-
Aktienverkauf ist der Abbau von Tresoreriemitteln für den Rückgang verantwortlich; die
Schuldenquote senkte sich markant auf 26,0% (2005: 28,5%). 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Januar erfolgte ein Systemwechsel bei der Budgetierung und Rechnungsauslegung
durch die Einführung des Neuen Rechnungsmodells (NRM). Aufgrund dieses
Strukturbruches ist der Vorjahresvergleich in den Fällen nicht möglich, wo die
Rechnungsposition ausschliesslich oder teilweise nicht finanzierungswirksame Anteile
beinhaltet oder die Zuordnung der bisherigen Kreditposition in die neue Struktur nicht
eins zu eins erfolgt ist (Die Rubrik „Vermögenserträge“ wurde zu „Finanzeinnahmen“,
die Rubrik „allgemeine Verwaltung“ zu „Institutionelle/finanzielle Voraussetzungen“ und
die Rubrik „Justiz/Polizei“ zu „Ordnung/öffentliche Sicherheit“). Mit dem NRM wurde
der Finanzierungsrechnung eine Erfolgsrechnung nach privatwirtschaftlichem Vorbild
an die Seite gestellt. Mit dieser dualen Sichtweise gewährleistet das NRM weiterhin die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.07.2007
LINDA ROHRER
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finanzpolitische Gesamtsteuerung im Hinblick auf die Vorgaben der Schuldenbremse
und parallel dazu eine verbesserte betriebliche Steuerung auf der Ebene der einzelnen
Verwaltungseinheiten. 41

Die Staatsrechnung 2007 schloss mit einem ordentlichen Finanzierungsergebnis von
4,1 Mia Fr. ab, womit sich die Rechnung des Bundes sowohl gegenüber dem
Voranschlag (0,9 Mia) als auch gegenüber der Rechnung des Vorjahres (2,5 Mia) deutlich
verbesserte. Die Einnahmen fielen um 2,1 Mia Fr. höher aus als erwartet und nahmen
im Vergleich zum Vorjahr wiederum zu, und zwar um 3,2 Mia Fr. oder 5,8%. Die
höchsten Mehreinnahmen ergaben sich wie bereits im letzten Jahr bei der direkten
Bundessteuer (+8,1% oder +1158 Mio) und der Mehrwertsteuer (+3,5% oder +666 Mio).
Die Ausgaben stiegen verglichen mit dem Vorjahr um 1588 Mio Fr. oder 3,0%. Damit
lagen sie 1142 Mio Fr. unter dem budgetierten Wert. Das grösste Ausgabenwachstum
verzeichneten die soziale Wohlfahrt (+4,3% oder +699 Mio), die Finanzen und Steuern
(+5,3% oder +491 Mio) und die Bildung und Forschung (+5,6% oder 263 Mio). Weniger
ausgeben musste der Bund insbesondere für den Verkehr (-0,8% oder -60 Mio) und die
Landwirtschaft und Ernährung (-1,2% oder -44 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Überschuss von 3,7 Mia Fr. ab. Die Abweichung
zum Voranschlag von rund 3 Mia Fr. resultierte aus einem Mehrertrag von rund 2,1 Mia
und einem Mehraufwand von 0,9 Mia. Mit 121 Mia Fr. lagen die Bruttoschulden des
Bundes Ende 2007 knapp 10 Mio Fr. unter dem im Voranschlag 2007 eingestellten Wert.
Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass bei der Budgetierung im Sommer 2006
der Finanzierungsüberschuss in der Rechnung 2006 (2,5 Mia) noch nicht in vollem
Ausmass vorhersehbar war, im Jahr 2006 ausserordentliche Einnahmen aus dem
Verkauf von Swisscom Aktien (2,3 Mia) resultierten sowie am erfreulichen Ergebnis im
Rechnungsjahr 2007 (4,1 Mia). 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
LINDA ROHRER

Das ordentliche Finanzierungsergebnis der Staatsrechnung 2008 überstieg mit einem
Überschuss von 7,3 Mia Fr. dasjenige des Vorjahres (Verbesserung um 3,2 Mia) und des
Voranschlages (Verbesserung um 6,2 Mia) und reihte sich damit in den Trend der
sukzessiven Verbesserung des Bundeshaushaltes seit der Einführung der
Schuldenbremse 2003 ein. Die Verbesserung war fast ausschliesslich auf die
Einnahmeseite zurückzuführen, insbesondere auf die Verrechnungssteuer und die
direkte Bundessteuer. Die Einnahmen stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 5,8 Mia Fr.
oder 10% und waren um 5,9 Mia Fr. höher als erwartet. Die höchsten Mehreinnahmen
ergaben sich in diesem Jahr aus den direkten Steuern des Bundes. Die direkte
Bundessteuer (+13,8% oder +2124 Mio) und die Verrechnungssteuer (+ 52,7% oder
+2230 Mio) machten zusammen 80% der Zunahme der Fiskaleinnahmen aus. Die
Ausgaben wuchsen im Vergleich zum Vorjahr um 2,6 Mia Fr. oder 4,9%. Damit lagen
sie 256 Mio Fr. unter dem budgetierten Wert. Das grösste Wachstum verzeichneten die
Finanzen und Steuern (+12,7% oder +1238 Mio). Einen überdurchschnittlichen Anstieg
wiesen die Aufgabengebiete Verkehr (+2,6% oder +189 Mio) und Bildung und Forschung
(+7,4% oder +79 Mio) auf. Weniger ausgeben musste der Bund für die Landwirtschaft
und Ernährung (-1,4% oder -50 Mio) und die Umwelt und Raumordnung (-0,5% oder -4
Mio). Dank so gut wie konstanten Ausgaben für die Invalidenversicherung wies die
soziale Wohlfahrt ein unterdurchschnittliches Wachstum von +3% oder +489 Mio auf.

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Überschuss von 7,5 Mia Fr. ab. Die Abweichung
zum Voranschlag 2008 von 5,9 Mia Fr. resultierte aus dem massiven Mehrertrag von 6,1
Mia Fr. und einem geringen Mehraufwand von 0,2 Mia Fr. Mit 122 Mia Fr. lagen die
Bruttoschulden des Bundes Ende 2008 gut 3 Mia Fr. unter dem im Voranschlag 2008
prognostizierten Wert. Dies erklärt sich insbesondere durch den sehr guten Abschluss
des ordentlichen Haushalts. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI

Die Staatsrechnung 2009 schloss mit einem Überschuss von 2,7 Mia Fr. ab – was einer
Verbesserung gegenüber dem Voranschlag um 1,8 Mia Fr. entspricht. Die Einnahmen
fielen um 1% höher aus als erwartet und lagen bei 60,9 Mia Fr. Dabei wird deutlich,
dass sich die Rezession noch kaum auf die Einnahmen ausgewirkt hat, dies mit
Ausnahme der Mehrwertsteuereinnahmen, die ein Minus von 3,3% gegenüber dem
Vorjahr verzeichneten. Die Ausgaben haben im Jahr 2009 um 1,6 Mia Fr. oder 2,9%
zugenommen. Trotz des Wachstums lagen sie deutlich unter den Vorgaben des Budgets
(-792 Mia). Das grösste Ausgabenwachstum verzeichneten der Bereich Verkehr (+7,4%

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER
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oder +561 Mio), was vor allem auf vorgezogene Investitionen als
Konjunkturstabilisierungsmassnahme zurückzuführen ist. Auch zugelegt haben im
Berichtsjahr die Bereiche Beziehungen zum Ausland (+8% oder +193 Mio), Bildung und
Forschung (+7,0% oder +376 Mio), Landwirtschaft und Ernährung (+4% oder +141 Mio)
sowie der grösste Ausgabenblock Soziale Wohlfahrt (+3,5% oder +615 Mio). Weniger
ausgeben musste der Bund insbesondere für Finanzen und Steuern (-6,8% oder -750
Mio) und für die Landesverteidigung (-0,5% oder -21 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss im Vergleich zur Finanzierungsrechnung mit einem um 164
Mio Fr. unwesentlich höheren Überschuss ab. Die Bruttoschulden sind im Jahr 2009
wieder geringfügig gestiegen (+0,8 Mia), dies nachdem sie in den vergangenen drei
Jahren um rund 10 Mia Fr. abgebaut werden konnten. Diese Zunahme steht in
Zusammenhang mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs (NFA). 44

Die Staatsrechnung 2010 schloss mit einem Überschuss von 3,6 Mia Fr. ab und somit
deutlich besser als erwartet. Insgesamt standen im Jahr 2010 ordentlichen Ausgaben
von 59,3 Mia Fr. Einnahmen von 62,8 Mia Fr. gegenüber. Damit lagen vor allem die
Erträge deutlich über den Erwartungen des Voranschlages (+4,6 Mia Fr. gegenüber dem
Budget).

Die Einnahmen wuchsen gegenüber dem Vorjahr um 3,1% oder um 1884 Mio Fr. Mit
Ausnahme der direkten Bundessteuer, welche stagnierte, verzeichneten alle grossen
Positionen eine Zunahme, was eine Folge des konjunkturellen Aufschwungs sein dürfte.
Besonders hohe Zuwachsraten wiesen dabei die Verrechnungssteuer (+7,8%) sowie die
Tabaksteuer (+18,6%) auf, wobei diese Mehreinnahmen auf einen Basiseffekt
zurückzuführen sind. Die Entsteuerung der Herstellerlager im Jahr 2009 führte zu einer
einmaligen Rückzahlung hoher Steuerbeträge. Der starke Ausschlag nach oben bei den
sonstigen Einnahmen (+50,9%) ergibt sich insbesondere aus den Mehreinträgen der
CO2-Abgabe auf Brennstoffen in Höhe von 589 Millionen.

Die Ausgaben haben im Jahr 2010 nur moderat zugenommen, sie erhöhten sich um
1,8% (1038 Mio Fr.) und wuchsen somit weniger stark als das nominelle
Bruttoinlandprodukt (BIP), das um 2% zunahm. Damit sank die Staatsquote leicht um
0,1%. Das grösste Ausgabenwachstum verzeichneten der Bereich Bildung und
Forschung (+6,2% oder +352 Mio), was vor allem auf grössere Mittel für die
Grundlagenforschung sowie die Berufsbildung zurückzuführen ist. Ebenfalls zugelegt
haben im Berichtsjahr die Bereiche Verkehr (+1,6% oder 126 Mio), die Beziehungen zum
Ausland (+0,8% oder +20 Mio), sowie der grösste Ausgabenblock Soziale Wohlfahrt
(+2,2% oder +405 Mio). Weniger ausgeben musste der Bund insbesondere für die
Landesverteidigung (-2,7% oder -120 Mio) sowie für Landwirtschaft und Ernährung (-
0,7% oder -26 Mio).

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Überschuss von 4,1 Mia Fr. ab. Trotz des guten
Rechnungsergebnisses liegen die Bruttoschulden Ende 2010 nur um knapp 400 Mio Fr.
unter dem Vorjahreswert. Hingegen konnte dank des kräftigen Wirtschaftswachstums
die Schuldenquote gesenkt werden, sie liegt neu bei 20,2%. 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

Im Gegensatz zur Situation in zahlreichen europäischen Staaten gab der Finanzhaushalt
in der Schweiz keinen Anlass zur Sorge. Wie in den Jahren davor schloss 2011 die
Rechnung des Bundes weit besser ab als budgetiert. Anstelle eines Defizits von 600
Mio. Franken resultierte ein Überschuss von 1,9 Mia. Franken. Als Hauptgrund führte
der Bundesrat das intakte Wirtschaftswachstum an.

Gegenüber dem Vorjahr nahmen die Einnahmen des Bundes um 2,2% auf CHF 64,2 Mia.
zu. Überdurchschnittliche Zuwachsraten verzeichneten die Mehrwertsteuer und die
Verrechnungssteuer sowie die Finanz- und Investitionseinnahmen. Der starke Anstieg
der Mehrwertsteuereinnahmen, welche mit rund einem Drittel den grössten Posten
darstellten, war in erster Linie auf die einheitliche Erhöhung aller Mehrwertsteuersätze
um 0,4 Prozentpunkte zu Gunsten der Invalidenversicherung zurückzuführen. Die
Einnahmen aus der direkten Bundessteuer lagen auf dem Niveau des Vorjahres.
Mindereinnahmen wiesen hingegen die Mineralölsteuern und die Tabaksteuer aus.
Diese negative Entwicklung war u.a. auf den hohen Frankenkurs zurückzuführen,
welcher einen Rückgang des Benzintourismus zur Folge hatte.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD
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Die Ausgaben des Bundes wuchsen um 5,2% auf 62,3 Milliarden Franken. Etwas mehr
als zwei Drittel dieses markanten Anstiegs von 3,1 Milliarden Franken ging auf das Konto
der sozialen Wohlfahrt. Dem Inkrafttreten der Zusatzfinanzierung der
Invalidenversicherung (1 Milliarde Franken) und der einmaligen Einlage in die
Arbeitslosenversicherung (834 Millionen Franken) waren knapp drei Viertel des
Wachstums von 11,4% zuzuschreiben. Ohne diese beiden Sonderfaktoren hätte der
Anstieg in diesem Aufgabengebiet rund 3% betragen. Überdurchschnittlich
entwickelten sich auch die Ausgaben im Bereich Auslandsbeziehungen. Das Wachstum
von 7,4%widerspiegelte den Entscheid des Parlaments, die Ausgaben für die
Entwicklungshilfe bis 2015 auf 0,5% des Bruttonationaleinkommens zu erhöhen. Die
Ausgaben für Bildung und Forschung stiegen ebenfalls in dieser Grössenordnung (7,3%).
Knapp die Hälfte dieses Zuwachses liess sich auf verschiedene Massnahmen
zurückführen, die im Rahmen der Abfederung der Frankenstärke dem
Forschungsbereich zugesprochen wurden. Die Ausgaben für die Landesverteidigung
wuchsen vor allem aufgrund von Mehrausgaben im Bereich der Rüstungsgüter um 3,2%.
Im Gegensatz dazu nahmen die Ausgaben bei den Finanzen und Steuern ab, was v.a. auf
sinkende Zinsausgaben in Höhe von 400 Millionen Franken zurückzuführen war.
Ausserdem verzeichneten die Verkehrsausgaben eine negative Wachstumsrate, wobei
sich insbesondere die Ausgaben zu Gunsten der NEAT rückläufig entwickelten.

Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Ertragsüberschuss von 2,2 Milliarden Franken
ab. Gegenüber dem Vorjahr fiel das Jahresergebnis um 2 Milliarden Franken tiefer aus.
Die Hauptursachen dafür waren die einmaligen Ausgaben des Bundes für die Sanierung
der Pensionskasse der SBB (1,1 Milliarden Franken), der Transfer von 500 Millionen
Franken an die Arbeitslosenversicherung im Rahmen des Massnahmenpakets zur
Abfederung der Frankenstärke sowie die Wertverminderung der Swisscom-Beteiligung
in der Höhe von 400 Millionen Franken. Die Bruttoschulden verharrten auf 108
Milliarden Franken. Dank des Wachstums des Bruttoinlandprodukts reduzierte sich die
Schuldenquote des Bundes gegenüber dem Vorjahr von 20,1% auf 19,6%. 46

Die Rechnung des Bundes wies im Berichtsjahr einen Überschuss von 1,3 Milliarden
Franken aus. Erneut fiel das Finanzergebnis bedeutend besser als erwartet aus. Das
Budget hatte einen ausgeglichenen Haushalt vorgesehen. Unter Berücksichtigung der
ausserordentlichen Einnahmen aus der Neuvergabe von Mobilfunkfrequenzen im
Umfang von 700 Millionen resultierte gar ein positives Finanzierungsergebnis von 2
Milliarden Franken. Die Nettoschulden des Bundes reduzierten sich um 1,3 auf 81,2
Milliarden Franken.

Wie in den Hochrechnungen erwartet, sanken gegenüber dem Vorjahr die Einnahmen.
Diese nahmen um 1,1 auf 64,3 Milliarden Franken ab, was einem Rückgang von 1,9%
entsprach. Zu dieser Entwicklung trug die Abkühlung des Wirtschaftswachstums bei.
Zudem fielen Sonderfaktoren wie die tiefere Gewinnausschüttungen der
Schweizerischen Nationalbank und eine Reihe von Steuersenkungen (u.a.
Familiensteuerreform, Ausgleich der kalten Progression und Abschaffung der
Emissionsabgabe auf Fremdkapital) ins Gewicht. Gegenüber dem Voranschlag 2012
wurden die grössten Mindereinnahmen bei der Mehrwertsteuer (-0,5 Mrd.), der
direkten Bundessteuer (-0,4 Mrd.) und den Stempelabgaben (-0,3 Mrd.) verzeichnet.
Was die direkten Bundessteuern betraf, nahm der Bund bedeutend weniger
Gewinnsteuern ein als budgetiert (-0,6 Mrd.). Hingegen stiegen die Einkommenssteuern
stärker an als erwartet (+0,2 Mrd.).

Die Ausgaben des Bundes gingen gegenüber dem Vorjahr um 1,0% auf 61,7 Milliarden
Franken zurück. Das niedrige Zinsniveau führte zu einer spürbaren Reduktion der
Finanzierungskosten, was sich bei der Aufstockung von laufenden Anleihen in Form
eines tieferen Schuldendienstes bemerkbar machte. Grössere Minderausgaben
resultierten auch bei den Leistungen des Bundes an die Sozialversicherungen (IV, AHV
und Prämienverbilligung) sowie im Bereich der Landesverteidigung, wo bei der
Ausrüstung und beim Personal Budgetunterschreitungen realisiert wurden.

Den Ausblick auf die folgenden Jahre beurteilte der Bundesrat als zufriedenstellend.
Gemäss aktualisiertem Finanzplan für die Jahre 2014 bis 2016 wurden strukturelle
Überschüsse in Höhe von 570 bis 660 Millionen Franken in Aussicht gestellt. Dennoch
stellten die zahlreichen wirtschaftlichen Unsicherheiten und die sich abzeichnenden
Mehrbelastungen (Steuerreformen für Ehepaare und Unternehmen sowie die
Umsetzung der Energiestrategie 2050) eine finanzpolitische Herausforderung dar.
Voraussetzung war zudem, dass das vom Bundesrat vorgelegte Konsolidierungs- und

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD
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Aufgabenprüfungspaket 2014 (KAP 2014), das den Haushalt ab 2014 um jährlich 700
Millionen Franken entlasten sollte, vom Parlament auch tatsächlich angenommen
wurde. 47

Der Rechnungsabschluss 2013 des Bundes wies einen Überschuss von 1,3 Milliarden
Franken aus. Zum wiederholten Male fiel das Finanzergebnis damit bedeutend besser
aus als budgetiert. Der Voranschlag 2013 hatte noch ein Defizit von 400 Millionen
Franken vorgesehen. Die Verbesserung des ordentlichen Finanzierungsergebnisses war
im Wesentlichen höheren Einnahmen aus der Verrechnungssteuer sowie
Budgetunterschreitungen zuzuschreiben. Gegenüber dem Vorjahr verzeichneten
sowohl die Einnahmen als auch die Ausgaben einen Zuwachs von 3,2%. In Bezug auf den
ausserordentlichen Haushalt war von zusätzlichen Einnahmen im Umfang von 1,3
Milliarden Franken zu berichten, die grösstenteils aus dem Verkauf von Swisscom-
Aktien resultierten. Unter Einschluss des ausserordentlichen Haushalts gelang es dem
Bund, seine Bruttoschuld im Jahre 2013 um 800 Millionen auf 111,6 Milliarden Franken
zu senken.

Die realisierten Einnahmen überstiegen den budgetierten Betrag um 600 Millionen
Franken. Dies war vor allem auf die Verrechnungssteuer zurückzuführen, die das
drittbeste Ergebnis ihrer Geschichte vorlegte und den budgetierten Wert deutlich um
1,1 Milliarden Franken übertraf. Der Hauptgrund hierfür lag in der vergleichsweise tiefen
Rückerstattungsquote. Im Gegensatz dazu blieb die direkte Bundessteuer um 600
Millionen Franken unter den Erwartungen zurück. In Bezug auf die übrigen
Fiskaleinnahmen ergaben sich gegenüber den Budgetgrössen keine grossen
Abweichungen. Mit der Mehrwertsteuer traf dies auch auf die wichtigste
Einnahmeposition des Bundes zu.

Was die Ausgaben des Bundes anbetraf, bewegten sich die Budgetunterschreitungen
von 1,2 Milliarden Franken im Bereich des Durchschnittes der vergangenen zehn Jahre.
Die grössten Minderausgaben resultierten bei den Leistungen des Bundes an die
Sozialversicherungen (AHV, IV und Prämienverbilligung), bei der Landesverteidigung, im
Asylbereich und aufgrund des historisch tiefen Zinsniveaus auch bei den Passivzinsen.
Gegenüber dem Vorjahr wiesen aufgrund der in den Vorjahren vom Parlament
beschlossenen Budgeterhöhungen die Beziehung zum Ausland (+10,5%) und die
Landesverteidigung (+8,2%) überdurchschnittliche Wachstumsraten auf.

Den Ausblick auf die folgenden Jahre beurteilte der Bundesrat als weniger
zufriedenstellend. Der aktualisierte Finanzplan für die Jahre 2015 bis 2017 wies zwar
weiterhin strukturelle Überschüsse aus. Allerdings verschlechterte sich die simulierte
Haushaltssituation für das Jahr 2015 markant. Dies lag im Umstand begründet, dass die
Massnahmen des Konsolidierungs- und Ausgabenüberprüfungspakets 2014 (KAP 2014)
aus der Planung entfernt wurden, da deren Umsetzung nicht mehr realistisch erschien
(vgl. oben, Sanierungsmassnahmen). Dadurch resultierte ein voraussichtliches Defizit
von 600 Millionen Franken(vgl. Tabelle_Staatsrechnung_2013.pdf). 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Der Bundeshaushalt schloss das Jahr 2014 mit einem Defizit von CHF 124 Mio. ab. Es
war das erste Defizit seit 2005. Der Voranschlag 2014 hatte noch einen Überschuss von
CHF 121 Mio. vorgesehen. Gleichwohl wurden die Vorgaben der Schuldenbremse
eingehalten, da diese ein konjunkturelles Defizit von rund CHF 450 Mio. zugelassen
hätten. Die Verschlechterung des ordentlichen Finanzierungsergebnisses war im
Wesentlichen auf einen Einnahmenrückgang bei der direkten Bundessteuer
zurückzuführen; sowohl die Einkommenssteuer als auch die Gewinnsteuer entwickelten
sich schwach. Gegenüber dem Vorjahr gingen die Einnahmen um 1,8% zurück, die
Ausgaben verzeichneten ein geringes Wachstum (0,5%). Beim ausserordentlichen
Haushalt konnten Einnahmen von CHF 213 Mio. verbucht werden, die sich aus
neuerlichen Verkäufen von Swisscom-Aktien und diversen Gewinneinziehungen der
Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht (FINMA) bei verschiedenen Banken
zusammensetzten. Unter Einschluss der ausserordentlichen Einnahmen ergab sich
damit ein Finanzierungsüberschuss von CHF 89 Mio. Die Reduktion der Bruttoschulden
um CHF 2,8 Mrd. auf CHF 108,8 Mrd. waren demnach in erster Linie der Reduktion der
liquiden Mittel geschuldet. 49

ANDERES
DATUM: 01.01.2014
DAVID ZUMBACH
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Die realisierten Einnahmen fielen um CHF 2,37 Mrd. tiefer aus als budgetiert. Neben
der direkten Bundessteuer, die im Vergleich zum Voranschlag CHF 2,1 Mrd. und damit
über einen Zehntel (10,6%) weniger einbrachte als geplant, kam es auch bei der
Mehrwertsteuer (-0,3 Mrd.) und bei der Gewinnausschüttung der Schweizerischen
Nationalbank (SNB) aus dem Jahr 2013 (-0,3 Mrd.) zu Mindereinnahmen. Im Gegensatz
dazu schlossen die Einnahmen der Verrechnungssteuer über den Erwartungen und
brachten CHF 0,8 Mrd. mehr ein als budgetiert. Bereits im Vorjahr hatte das Ergebnis
der Verrechnungssteuer über dem Voranschlag gelegen. 50

ANDERES
DATUM: 02.01.2014
DAVID ZUMBACH

Auf Seite der Ausgaben des Bundes lagen die Budgetunterschreitungen von CHF 2,1
Mrd. (3,2%)  über dem Durchschnitt der vergangenen zehn Jahre (1,7%). Neben den
Anteilen der Kantone an der direkten Bundessteuer, die um CHF 0,4 Mrd. tiefer
ausfielen als budgetiert, trugen auch die Ablehnung des Fonds für die Gripen-
Finanzierung, der Minderbedarf für die EU-Forschungsprogramme und die tieferen
Passivzinsen, die allesamt rund CHF 0,3 Mrd. Minderausgaben zur Folge hatten, zur
Unterschreitung des Voranschlags 2014 bei. 51

ANDERES
DATUM: 03.01.2014
DAVID ZUMBACH

Während im Finanzplan für die Jahre 2016 bis 2018 vom 20. August 2014 noch rasch
ansteigende strukturelle Überschüsse ausgewiesen worden waren, verschlechterten
sich nach der Aktualisierung die Haushaltsperspektiven massgeblich. Für die Jahre 2016
und 2017 wurden je rund CHF 1,3 Mrd. Defizit prognostiziert. Der Hauptgrund lag in der
Korrektur der direkten Bundessteuer und der Mehrwertsteuer. Um die Schuldenbremse
einhalten und mittelfristig Spielraum für die Unternehmenssteuerreform III schaffen zu
können, beschloss der Bundesrat Bereinigungsmassnahmen. Im Zentrum stand dabei
eine deutliche Drosselung des Ausgabenwachstums, die unter anderem über eine
Stabilisierung des Personalaufwands auf dem Niveau des Voranschlags 2015, eine
Reduktion des Beratungsaufwands gegenüber 2014 und eine Kürzung der Einlagen in
den Infrastrukturfonds erreicht werden sollte. 52

ANDERES
DATUM: 04.01.2014
DAVID ZUMBACH

Den Nachtrag I zum Voranschlag 2014 hiess das Parlament im Juni 2014 einstimmig gut.
Der Bundesrat hatte dem Parlament 17 Nachtragskredite in einem
finanzierungswirksamen Umfang von CHF 131 Mio. vorgelegt, wobei es sich mehrheitlich
um Investitionen handelte. Neben einer Aufstockung des Unterhaltsbudgets der
Immobilien der Armee um CHF 38 Mio. fielen die CHF 50 Mio. an Mehrbedarf für
Investitionsbeiträge an die Fachhochschulen ins Gewicht. Die mit dem Nachtrag I
beantragten Mehrausgaben entsprachen 0,1% der bewilligten Gesamtausgaben für die
Staatsrechnung 2014 und lagen damit deutlich unter dem langjährigen Durchschnitt von
0,2%. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2014
DAVID ZUMBACH

Beide Kammern stimmten in der zweiten Jahreshälfte ohne Gegenstimme der
Immobilienbotschaft 2014 zu und gaben damit grünes Licht für diverse Bauvorhaben in
der Bundesverwaltung. Der Bundesrat beantragte Kredite im Umfang von CHF 276,8
Mio. Der Löwenanteil von CHF 226,8 Mio. entfiel dabei auf die Finanzierung eines
Neubaus in Ittigen bei Bern, der im Rahmen des Unterbringungskonzepts 2024 eine
zentrale Rolle spielt. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2014
DAVID ZUMBACH

Im November 2014 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Optimierung des
Rechnungsmodells des Bundes. Die Regierung plant, das 2007 eingeführte
Rechnungsmodell (NRM) auf den 1.1.2017 hin noch stärker an die internationalen
Standards (International Public Sector Accounting Standards (IPSAS)) anzupassen. So
sollen unter anderem Unternehmen wie SBB, Post, Swisscom oder RUAG, an denen der
Bund zu mindestens 50% beteiligt ist, und die Sozialversicherungswerke des Bundes in
die konsolidierte Rechnung aufgenommen werden. Zudem strebt der Bundesrat mit der
Einführung einer Geldflussrechnung nach den gängigen Normen eine Angleichung an
die Rechnungslegung der Kantone und Gemeinden an. Überdies beantragte der
Bundesrat beim Parlament die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die seit 1951
bestehende Sparkasse Bundespersonal (SKB). Damit will die Regierung sicherstellen,
dass die SKB weiterhin alle zwingenden regulativen Vorgaben erfüllen kann. 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.11.2014
DAVID ZUMBACH
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In der Wintersession 2014 hiess das Parlament den Nachtrag II zum Voranschlag 2014
gut. Der Bundesrat hatte dem Parlament 17 Nachtragskredite von insgesamt CHF 201,9
Mio. unterbreitet. Den Löwenanteil machten die CHF 94 Mio. zur Aufstockung für die
Übergangsmassnahmen im Zusammenhang mit der Beteiligung der Schweiz am
europäischen Forschungsrahmenprogramm Horizon 2020 aus, die nach der
Zustimmung zur Masseneinwanderungsinitiative am 9. Februar 2014 und dem
vorübergehenden Ausschluss der Schweiz aus dem Forschungsprogramm kompensiert
werden mussten. Des Weiteren kamen CHF 29,1 Mio. an Mehrbedarf für die Beiträge an
die europäischen Satellitennavigationsprogramme Galileo und Egnos sowie je CHF 10
Mio. für die Beschaffung von Munition und den Immobilienunterhalt der Armee hinzu.
Unter Berücksichtigung der erbrachten Kompensationen im Umfang von CHF 138 Mio.
resultierten somit effektive Mehrausgaben von CHF 64 Mio. Diese Erhöhung entsprach
0,1% der mit dem Voranschlag 2014 bewilligten Ausgaben, womit auch der zweite
Nachtrag deutlich unter dem langjährigen Durchschnitt von 0,3% lag. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.2014
DAVID ZUMBACH

Im März 2015 befasste sich der Nationalrat mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Optimierung des Rechnungsmodells des Bundes (NRM). Anlass zu Diskussionen gaben
jedoch nicht die direkt geplanten Anpassungen am NRM, sondern die vom Bundesrat
neu ins Finanzhaushaltgesetz (FHG) aufgenommenen Bestimmungen zur Sparkasse
Bundespersonal (SKB). Ein Rückweisungsantrag Aeschi (svp, ZG) wollte den Bundesrat
beauftragen, eine separate gesetzliche Grundlage für die SKB zu schaffen, da das FHG
der falsche Ort sei, um das Führen einer bankähnlichen Institution durch den Bund zu
regeln. Ausserhalb der Reihen der SVP-Fraktion stiess der Antrag jedoch nicht auf
Gehör und wurde entsprechend deutlich mit 50 zu 120 Stimmen bei 1 Enthaltung
abgelehnt. Auch in der Detailberatung folgte der Nationalrat seiner Finanzkommission
(FK-NR) und nahm den Entwurf des Bundesrates, der laut Finanzministerin Widmer-
Schlumpf zu einer besseren Darstellung und zu mehr Transparenz führen soll, mit 133 zu
52 Stimmen an. In der Sommersession 2015 befürwortete dann auch der Ständerat mit
40 zu 3 Stimmen die Modernisierungen am Rechnungslegungsmodell. Die FHG-
Anpassungen werden aller Voraussicht nach Anfang 2017 in Kraft treten. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2015
DAVID ZUMBACH

Der Bundeshaushalt schloss das Jahr 2015 mit einem Finanzierungsüberschuss von
CHF 2,3 Mrd. ab; budgetiert war ein Überschuss von CHF 411 Mio gewesen. Im Vorjahr
hatte ein Defizit von CHF 124 Mio. resultiert. Die Ausgaben fielen 2015 um CHF 1,9 Mrd.
tiefer aus als erwartet; die Einnahmen lagen CHF 54 Mio. über den Budgeterwartungen.
Da die Schuldenbremse aufgrund des abgeschwächten Wirtschaftswachstums der
Schweizer Volkswirtschaft ein konjunkturbedingtes Defizit von CHF 0,7 Mrd. zugelassen
hätte, resultierte am Ende ein struktureller Überschuss von CHF 3,1 Mrd., welcher dem
Ausgleichskonto gutgeschrieben wurde, das damit einen Stand von CHF 24,5 Mrd.
erreichte. Beim ausserordentlichen Haushalt konnten Einnahmen von CHF 493 Mio.
verbucht werden, die sich aus einer zweiten Zahlungstranche der 2012 erfolgten
Neuvergabe von Mobilfunk-Lizenzen, Einnahmen aus dem
Nachlassliquidationsverfahren der Swissair, Bussen der Wettbewerbskommission
(WEKO) und Gewinneinziehungen der FINMA zusammensetzten und dem
Amortisationskonto gutgeschrieben wurden. Dieses erreichte damit einen Stand von
CHF 2,1 Mrd. Der Bund verringerte 2015 zudem seine Bruttoschulden um CHF 5,0 Mrd.
und setzte damit den Schuldenabbau fort. Ende 2015 betrugen die Bruttoschulden
noch CHF 103,8 Mrd. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.2016
DAVID ZUMBACH

Die ordentlichen Einnahmen betrugen 2015 CHF 67,58 Mrd und fielen damit um CHF 54
Mio. höher aus als budgetiert. Im Vergleich zum Vorjahr hatten sie um 3,7 Milliarden
(5,8%) zugenommen. Während die konjunkturabhängigen Einnahmen wie die
Mehrwertsteuer (-0,2 Mrd.) und die übrigen Verbrauchssteuern (-0,3 Mrd.) aufgrund
des schwachen Wirtschaftswachstums zurückgegangen waren, konnte bei der direkten
Bundessteuer (+2,2 Mrd.) und der Verrechnungssteuer (+1,0 Mrd.) ein deutlicher
Zuwachs registriert werden. Die Eidgenössische Finanzverwaltung (EFV) erklärte die
Zunahme unter anderem mit dem Einfluss des negativen Zinsumfelds. Dieses veranlasse
die Steuerpflichtigen, ihre Steuerschuld möglichst rasch oder bereits im Voraus zu
begleichen und im Falle der Verrechnungssteuer die Rückerstattung aufzuschieben.
Schliesslich trugen auch die Stempelabgaben (+0,2 Mrd.) und die doppelte
Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank SNB (+0,7 Mrd.) zum starken
Einnahmenwachstum bei. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.2016
DAVID ZUMBACH
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Die ordentlichen Ausgaben des Bundes betrugen 2015 CHF 65,24 Mrd. und lagen damit
CHF 1,9 Mrd. unter dem Voranschlag. Im Vergleich zum Vorjahr haben sie um CHF 1,2
Mrd. (1,9%) zugenommen, wobei die Ausgaben bei der sozialen Wohlfahrt (+0,6 Mrd.)
und den Beziehungen zum Ausland (+0,2 Mrd.) ebenso zulegten wie die Verwendung der
CO2-Abgabe (+0,2 Mrd.) und die Kantonsanteile an den Bundeseinnahmen (+0,5 Mrd.).
Demgegenüber sind die Zinsausgaben (-0,5 Mrd.) gesunken. Dazu wurde insbesondere
in den Bereichen der IV-Ausgaben (-0,3 Mrd.), bei der Bildung und Forschung (-0,3
Mrd.), der Landesverteidigung (-0,2 Mrd.) und dem Verkehr (-0,2 Mrd.) das Budget
unterschritten. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.2016
DAVID ZUMBACH

„Für eine Rechnungslegung, die der tatsächlichen Finanz- und Ertragslage
entspricht“, setzte sich Peter Hegglin (cvp, ZG) mit einer Motion ein. Da in der
Finanzierungsrechnung, auf der die Steuerung des Bundeshaushalts basiert, rein
buchmässige Vorgänge wie zeitliche Abgrenzungen, Rückstellungen oder
Abschreibungen nicht aufgeführt werden, wird die tatsächliche Ertragssituation in
einem Jahr zeitlich verzerrt und nicht periodengerecht dargestellt. Die Unterscheidung
zwischen finanzwirksamen Ausgaben und nichtfinanzwirksamen Aufwänden führt daher
zu unterschiedlichen Beträgen im Voranschlag, in der Jahresrechnung sowie teilweise
in den Begründungen. Gemäss der Motion sollten stattdessen Vorauszahlungen der
direkten Bundessteuern kommender Jahre auch diesen Jahren gutgeschrieben werden
sowie Agios von Bundesanleihen (also Aufpreise auf Bundesanleihen) über die ganze
Laufdauer verteilt werden. Nicht zurückgeforderte Verrechnungssteuern sollen zudem
künftigen Rechnungsabschlüssen belastet werden. Entsprechend solle der Bundesrat
die Verwendung der Erfolgsrechnung anstelle der Finanzierungsrechnung zur
Haushaltssteuerung prüfen. 

Der Bundesrat zeigte sich mit der Argumentation des Motionärs einverstanden.
Bundesrat Maurer bekräftigte bei der Behandlung im Ständerat, dass die
Finanzierungsrechnung ein falsches Bild der Rechnung des Bundes liefern und damit
Parlament und Regierung dazu verleiten könne, Ausgaben zu machen, auf die ansonsten
verzichtet werden würde. Aus diesem Grund hatte der Bundesrat in seiner Begründung
vom 15. Februar 2017 auch die Annahme der Motion empfohlen. Dennoch wies der
Finanzminister darauf hin, dass die Umstellung auf die Erfolgsrechnung zu zahlreichen
Problemen führen würde, insbesondere weil die Schuldenbremse auf der
Finanzierungsrechnung und entsprechend auf den Schulden anstelle des Eigenkapitals
des Bundes beruhe. Zudem müssten die Kantone in die Umstellung eingebunden
werden, da der Bund lediglich die von den Kantonen gemeldeten Eingänge verbuche
und eine Systemänderung somit auch bedinge, dass die Kantone nicht die Zahlungen,
sondern die Rechnungsstellungen meldeten. In der Frühjahrssession 2017 nahm der
Ständerat die Motion ohne gegenteilige Meinungsäusserungen stillschweigend an. 61

MOTION
DATUM: 14.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

In der Staatsrechnung 2016 schloss der Bundeshaushalt mit einem ordentlichen
Überschuss von rund CHF 750 Mio. Dieser kam dank Mehreinnahmen in der Höhe von
CHF 300 Mio. und Minderausgaben von CHF 1 Mrd. zustande. Die Schuldenbremse hätte
für 2016 ein konjunkturbereinigtes Defizit von CHF 0.7 Mrd. zugelassen, der strukturelle
Überschuss von CHF 1.5 Mrd. wird entsprechend dem Ausgleichskonto gutgeschrieben,
auf dem sich nun CHF 26 Mrd. befinden. Zudem konnten die Bruttoschulden um CHF 5
Mrd. auf CHF 98 Mrd. reduziert werden, was 15.2 Prozent des BIP entspricht und einen
international rekordtiefen Verschuldungswert darstellt.
Der Einnahmeüberschuss ist vor allem auf Mehreinnahmen bei der direkten
Bundessteuer zurückzuführen. Diese kamen unter anderem durch hohe
Vorauszahlungen bei der direkten Bundessteuer aufgrund der Negativzinsen zustande,
zudem führten Letztere auch bei den Agios (also bei den Aufpreisen auf
Bundesanleihen) aus der Aufstockung von Anleihen zu grösseren Einnahmen. Negativ
wirkten sich hingegen insbesondere die Rückzahlungen der Verzugszinsen bei der
Verrechnungssteuer auf den Bundeshaushalt aus. Insgesamt sanken die ordentlichen
Einnahmen gegenüber dem Vorjahr um CHF 0.6 Mrd. (-0.8%) trotz Anstieg des
nominalen BIP (0.7%) und einer expandierenden Wirtschaftsleistung (1.3%). Die
Minderausgaben sind hauptsächlich auf einen Minderbedarf bei den Passivzinsen, bei
den Zahlungen an AHV und IV sowie bei den nicht ausbezahlten Millionen für das EU-
Forschungsprogramm Horizon 2020 zurückzuführen. Dennoch wuchsen die
ordentlichen Ausgaben im Vergleich zum Vorjahr um 1.6 Prozent an, wobei der Anstieg
in den Bereichen "Verkehr" und "Soziale Wohlfahrt" – aufgrund des
Bahninfrastrukturfonds und der Migrationsausgaben – am stärksten war. Hinzu kommen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.05.2017
ANJA HEIDELBERGER
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ausserordentliche Einnahmen von CHF 478 Mio., wovon rund ein Drittel aus Bussen der
Wettbewerbskommission (CHF 170 Mio.), ein Drittel aus der Nachlassliquidation der
Swissair (CHF 165 Mio.) und ein Drittel aus der letzten Zahlungstranche für die Vergabe
der Mobilfunklizenzen aus dem Jahr 2012 (CHF 144 Mio.) stammt. Werden diese
ausserordentlichen Einnahmen berücksichtigt, beträgt der Überschuss CHF 1.2 Mrd. 
Sowohl die EFK als auch die Finanzkommissionen des National- und Ständerats
empfahlen nach ausführlicher Prüfung der Rechnung des Bundes sowie der
Sonderrechnungen einstimmig und ohne Einschränkung deren Genehmigung.
Entsprechend stimmten sowohl Stände- als auch Nationalrat allen vier
Bundesbeschlüssen über die eidgenössische Staatsrechnung 2016, über die Rechnung
des Bahninfrastrukturfonds 2016, über die Rechnung des Infrastrukturfonds 2016 sowie
über die Rechnung der Eidgenössischen Alkoholverwaltung 2016 einstimmig zu. 62

Nachdem die Motion Hegglin (cvp, ZG) "Für eine Rechnungslegung, die der
tatsächlichen Finanz- und Ertragslage entspricht" bereits im Ständerat nur
wohlwollende Voten erhalten hatte, nahm sie der Nationalrat auf einstimmigen Antrag
seiner FK-NR sowie des Bundesrates ohne Wortmeldungen und stillschweigend an. 63

MOTION
DATUM: 14.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

CHF 2.8 Mrd. Überschuss – und trotzdem ist niemand so richtig zufrieden. So kann die
mediale und parlamentarische Reaktion auf die Präsentation der Staatsrechnung 2017
zusammengefasst werden. In der Sommersession 2018 behandelte der Nationalrat die
Staatsrechnung 2017 als Erstrat. Dabei präsentierten Mattea Meyer (sp, ZH) und Jean-
Pierre Grin (svp, VD) die ausführlichen Zahlen: Der Bund schloss das Jahr 2017 mit
ordentlichen Einnahmen von CHF 71.087 Mrd. und ordentlichen Ausgaben von CHF
68.288 Mrd. ab. Dieser gute Abschluss war insbesondere auf höhere Einnahmen als
erwartet zurückzuführen. Die Einnahmen überstiegen die Erwartungen um CHF 2.7 Mrd.
und wuchsen im Vergleich zum Vorjahr um CHF 3.6 Mrd. oder 5.4 Prozent an – deutlich
stärker als das nominale BIP mit 1.4 Prozent Wachstum. Der Grund dafür lag vor allem in
den überdurchschnittlich hohen Eingängen bei der Verrechnungssteuer, bei der CHF
2.5 Mrd. mehr eingenommen wurden als im Vorjahr und CHF 2 Mrd. mehr als
veranschlagt. CHF 810 Mio. mehr als budgetiert nahm der Bund bei der direkten
Bundessteuer ein, damit sanken die Einnahmen gegenüber dem Vorjahr jedoch um CHF
113 Mio. Hinzu kamen nichtfiskalische Einnahmen, namentlich die Ausschüttung der SNB
in der Höhe von CHF 568 Mio., sowie ausserordentliche Einnahmen von CHF 177 Mio.
aus Bussen der Wettbewerbskommission und aus Erträgen aus der Swissair-
Nachlassliquidation.
Tiefer als veranschlagt fielen hingegen die Einnahmen der Mehrwertsteuer aus, die zwar
um 2 Prozent auf CHF 22.9 Mrd. angestiegen waren, aber aufgrund des schwachen
Wirtschaftswachstums dennoch CHF 0.4 Mrd. unter den Werten des Voranschlags zu
liegen kamen. Auch die wie üblich stark schwankenden Einnahmen aus den
Stempelabgaben (CHF 2.4 Mrd.) wiesen trotz über 20-prozentiger Zunahme gegenüber
dem Vorjahr CHF 81 Mio. weniger auf, als vorgesehen gewesen war.
Die ordentlichen Ausgaben kamen aufgrund von Budgetunterschreitungen
insbesondere bei der sozialen Wohlfahrt (CHF 333 Mio.), beim Verkehr (CHF 155 Mio.)
sowie bei Bildung und Forschung (CHF 111 Mio.) insgesamt um CHF 380 Mio. unter dem
Voranschlag zu liegen und stiegen im Vergleich zum Vorjahr lediglich um 2 Prozent an. 

Die Differenz zum Voranschlag, in dem der Bundesrat noch ein Defizit von CHF 250 Mio.
erwartet hatte, erklärte Finanzminister Maurer mit den unerwartet hohen Einnahmen
bei der Verrechnungssteuer. „Der Name „Verrechnungssteuer“ sagt es vielleicht schon
ein bisschen: Es ist die Steuer, bei der wir uns am ehesten verrechnen“, scherzte er in
der Sommersession 2018 in der Nationalratsdebatte. Ein Grossteil der
Verrechnungssteuer stamme aus den Dividendenzahlungen der Unternehmen, die
entsprechenden Rückforderungen könnten die Kantone während fünf Jahren,
Unternehmen während drei Jahren stellen. Um möglichst wenig Negativzinsen bezahlen
zu müssen, hätten die Unternehmen im 2017 ausserordentlich wenig
Verrechnungssteuern zurückgefordert – diese Rückforderungen würden aber zweifellos
noch folgen, betonte Maurer. Entsprechend habe man eine Rückstellung von CHF 2
Mrd. gebildet, ohne welche der Überschuss sogar noch höher ausgefallen wäre. 
Diese Rückstellungen gaben in der FK-NR viel zu reden. Begründet wurden sie damit,
dass durch den starken Anstieg der Einnahmen aus den Verrechnungssteuern, nicht
aber derer Rückforderungen, die finanzielle Lage des Bundes zu positiv dargestellt wird.
Die EFK hatte jedoch die Rechtmässigkeit dieser Rückstellungen angezweifelt, da sie
nicht durch die aktuelle Finanzhaushaltgesetzgebung gedeckt seien. Das EFD erachtete
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jedoch Art. 3 des Finanzhaushaltsgesetzes als ausreichende gesetzliche Grundlage für
das Vorgehen und wurde darin von der Mehrheit der FK-NR unterstützt. Die
Rückstellungen wurden jedoch auch in den Medien stark kritisiert. Nationalrätin Mattea
Meyer (sp, ZH) sprach von einem „Buchungstrick“ und unterstellte dem Finanzminister,
damit das nächste Sparprogramm begründen zu wollen. Doch auch von bürgerlicher
Seite kam Kritik: CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) sprach von einem
„Paradigmenwechsel“, FDP-Nationalrat Albert Vitali (fdp, LU) fürchtete sich vor einem
Präjudiz und SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) befürwortete zwar das
Vorgehen in diesem Fall, wollte aber die Rechnungslegung nicht generell anpassen. Der
Finanzminister verwies diesbezüglich jedoch auf eine Motion Hegglin (cvp, ZG), mit
deren Annahme das Parlament gefordert hatte, dass die Rechnungslegung soweit wie
möglich die tatsächlichen Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wiedergeben soll. Trotz
dieser vorgängigen Kritik unterstützten die meisten Parteien diese Rückstellungen im
Nationalrat. Die CVP, erklärte Alois Gmür (cvp, SZ), erachte diese Rückstellung zwar als
Umgehung der Schuldenbremse, fordere allerdings schon lange eine „differenzierte
Handhabung der Schuldenbremse“, wobei ihm Margaret Kiener Nellen (sp, BE) für die SP
beipflichtete.
Auf bemerkenswert wenig Kritik stiessen im Nationalrat die von der EFK festgestellten
Fehlbuchungen: 2017 war es bei der Umstellung der EDV zu Abgrenzungsfehlern und
entsprechend zu Fehlbuchungen gekommen, wodurch die Verrechnungssteuer in der
Finanzierungsrechnung 2017 um CHF 178 Mio. zu hoch angegeben worden war. Vor
allem aber stellte die EFK fest, dass seit 2008 Abschreibungen bei Autobahnen und
Immobilien der Armee in der Höhe von insgesamt CHF 957 Mio. fehlten, wodurch die
Erfolgsrechnungen seit 2008 um insgesamt ca. CHF 500 Mio. (oder um 0.8% des
Anlagevermögens) zu gut dargestellt wurden. Die EFK erklärte entsprechend Vorbehalte
bezüglich der Staatsrechnung. Diese Fehler seien in der Staatsrechnung zu berichtigen
und der Bundesversammlung spätestens mit der Botschaft zur Rechnung 2018 zur
Genehmigung vorzulegen, forderte zudem die Finanzkommission. 
Deutlich virulenter diskutiert wurde stattdessen die Tendenz des Bundes, rot zu
budgetieren und schwarz abzuschliessen, wie es der Tages-Anzeiger formulierte.
Insbesondere Nationalrätinnen und Nationalräte der linken Ratshälfte kritisierten, dass
immer wieder umfassende Kürzungen im Voranschlag vorgenommen würden, welche
sich im Nachhinein als unnötig erwiesen: Auch im Voranschlag 2017 nahm das Parlament
gegen den Willen des Finanzministers Querschnittskürzungen bei Personal und
Informatik in der Höhe von CHF 130 Mio. vor. In einer Mehrheit der bürgerlichen
Wortmeldungen wurde jedoch auf die grossen Projekte mit hohen Kosten hingewiesen,
die 2017 budgetiert, jedoch aufgrund von Volksentscheiden nicht umgesetzt worden
seien – die Rede war allen voran von der Altersvorsorge 2020 und der USR III. Da diese
Projekte momentan im Parlament hängig seien, zukünftig jedoch kommen würden,
würden hohe Kosten anstehen – dem aktuellen Überschuss sei somit nicht zu viel Wert
beizumessen. Sinnbildlich scheint diesbezüglich das Fazit von Franz Grüter (svp, LU) zu
sein: „Wir haben hier ein sehr positives Ergebnis, dürfen uns aber nicht zu fest darüber
freuen.“ 
Einstimmig nahmen der Nationalrat (mit 185 zu 0 Stimmen) – und einige Tage später
auch der Ständerat (mit 39 zu 0 Stimmen) – den Entwurf des Bundesrates zur
Staatsrechnung 2018 an. 64

Im Rahmen der Staatsrechnung 2018 korrigierte der Bundesrat auch die Fehler der
Staatsrechnung 2017. Dazu nahm er ein Restatement, also eine Neubewertung der
betroffenen Bilanzpositionen und eine Korrektur der Bilanz, Erfolgs- und
Finanzierungsrechnung 2017 vor. Die Fehler betrafen die Verrechnungssteuer sowie die
Bewertung der Nationalstrassen und Rüstungsbauten. 
Der verspätete Beginn der Abschreibung einzelner Strassenabschnitte vor 2008 führte
zwischen 2008 und 2017 insgesamt zu fehlenden Abschreibungen in der Höhe von CHF
1'107 Mio. In Kombination mit der fehlenden Berücksichtigung von Kantonsanteilen über
CHF 595 Mio. und rückwirkenden Abschreibungen über CHF 206 Mio. führte dies zu
einem um CHF 718 Mio. zu hohen Eigenkapital, wovon Korrekturen in der Höhe von CHF
153 Mio. direkt auf die Erfolgsrechnung 2017 entfielen, während der Rest über eine
Reduktion des Eigenkapitals per 1.1.2017 verbucht wurde. 
Rüstungsbauten von Armasuisse waren per 31. Dezember 2017 mit CHF 117 Mio.
überbewertet, CHF 110 Mio. stammten aus den Jahren vor 2016 und wurden ebenfalls
direkt über das Eigenkapital korrigiert. Die übrigen CHF 7 Mio. wurden im Rahmen der
Abschreibungen in der Erfolgsrechnung korrigiert. 
Bei der Verrechnungssteuer mussten einerseits im Rahmen der Erfolgsrechnung die
mutmasslichen Debitorenverluste um CHF 172 Mio., andererseits das Ergebnis der
Finanzierungsrechnung wegen tieferer Verrechnungssteuer-Einnahmen,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.24 24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Rückstellungen, Kantonsanteilen an der Verrechnungssteuer und Verzugszinsen um CHF
178 Mio. nach unten korrigiert werden. 
Insgesamt lag das Eigenkapital per Ende 2017 somit etwa CHF 1 Mrd. tiefer
(Verrechnungssteuer: CHF -172 Mio., Nationalstrassen: CHF -718 Mio., Rüstungsbauten:
CHF -117 Mio.) und das Ergebnis der Finanzierungsrechnung um CHF 178 Mio. tiefer als
bei der ersten Version der Staatsrechnung 2017. 65

Im April 2019 veröffentlichte der Bundesrat die Staatsrechnung 2018. Wie immer seit
dem Jahr 2009 schrieb der Bund schwarze Zahlen – im Schnitt beträgt der jährliche
Haushaltsüberschuss seit 2009 CHF 2.8 Mrd. Das Finanzierungsergebnis 2018 ergab
einen Überschuss in der Höhe von CHF 3.029 Mrd.; prognostiziert worden war ein
Überschuss von CHF 295 Mio. Wie bereits im Vorjahr war der hohe Überschuss auf die
hohen ordentlichen Einnahmen zurückzuführen; diese übertrafen die veranschlagten
Einnahmen um CHF 2.2 Mrd. und kamen insgesamt auf CHF 73.5 Mrd. zu liegen. Auch
dieses Jahr wurden vor allem Mehreinnahmen bei der Verrechnungssteuer (+CHF 1.6
Mrd.) und bei der direkten Bundessteuer (+CHF 0.9 Mrd.) verzeichnet. Hinzu kamen
ausserordentliche Einnahmen in der Höhe von CHF 90 Mio., die von der Rückzahlung
der unrechtmässig erhaltenen Subventionen der Postauto AG stammten. Die
ordentlichen Ausgaben beliefen sich auf CHF 70.6 Mrd. und unterschritten den
Voranschlag um CHF 450 Mio.; ungefähr CHF 300 Mio. weniger wurden bei der
Sicherheit, etwa CHF 400 Mio. weniger bei der sozialen Wohlfahrt ausgegeben. Einige
Bereiche verzeichneten jedoch auch höhere Ausgaben als geplant. 
Erstmals seit 1997 fielen die Bruttoschulden unter CHF 100 Mrd.; sie wurden um CHF
5.8 Mrd. auf CHF 99.4 Mrd. reduziert. Die Erfolgsrechnung schloss mit einem
Ertragsüberschuss von CHF 5.7 Mrd., die Investitionsrechnung mit einem Minus von
CHF 9.7 Mrd. Begründet wurde Letzteres durch den Ausgabenanstieg um 30.1 Prozent
auf Ausgaben in der Höhe von 10.9 Mrd., die der Bundesrat insbesondere durch die
erstmaligen Einlagen im Netzzuschlagsfonds (CHF 1.3 Mrd) und im Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds (CHF 1.1 Mrd.) erklärte. Im Rahmen der Staatsrechnung
2018 publizierte der Bundesrat auch die im letzten Jahr geforderten Korrekturen an der
Staatsrechnung 2017. 
Die Medien schwankten in ihrer Beurteilung des Ergebnisses wie schon im Jahr zuvor
zwischen Freude über den Überschuss und Kritik an der Differenz zum Voranschlag. Der
Tagesanzeiger sprach von einem «Rekordergebnis» und zitierte Philipp Müller (fdp, AG),
der die Überschüsse als «Konjunkturpuffer» befürwortete. Er liess aber auch Erich
Ettlin (cvp, OW) und Mattea Meyer (sp, ZH) mit eher bis sehr kritischen Stimmen zu Wort
kommen. Letztere vermutete eine Systematik hinter den pessimistischen Schätzungen
und kritisierte insbesondere die Schuldenbremse. 

Kaum zu Diskussion, jedoch zu ausführlichen Berichten der Kommissionssprecherinnen
und -sprecher kam es im Ständerat, der die Staatsrechnung, die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds sowie die Rechnung des Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2018 in der Sommersession 2019 einstimmig
annahm. Im Nationalrat wurde zwar etwas länger über die Staatsrechnung diskutiert –
einmal mehr warnten die Bürgerlichen, darunter auch Finanzminister Maurer, vor
kritischeren Aussichten für die Zukunft und mahnten folglich zu Sparsamkeit, während
die Linken eben genau dieses Vorgehen des Mahnens, Sparens und Überschüsse-
Schreibens kritisierten. Dennoch nahm auch der Nationalrat alle drei Rechnungen
einstimmig an. 66
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Bereits im März 2020 publizierte der Bundesrat wie üblich seinen Bericht zur
Staatsrechnung 2019. Darin stellte er ordentliche Einnahmen von CHF 74.47 Mrd.
ordentlichen Ausgaben von CHF 71.41 Mrd. gegenüber und berichtete somit ein
ordentliches Finanzierungsergebnis von CHF 3.06 Mrd. Dies sollte insofern erstaunen,
als Bundesrat und Parlament beim Voranschlag noch mit einer deutlich positiveren
Wirtschaftsentwicklung gerechnet hatten, als tatsächlich eintraf. So lag das tatsächliche
reale BIP-Wachstum (0.9 Prozent) 1.1 Prozentpunkte unter dem veranschlagten realen
BIP (2 Prozent), das nominelle BIP gar 1.4 Prozentpunkte unter dem erwarteten. Die
Vorgaben der Schuldenbremse konnten damit deutlich übertroffen werden. Zusammen
mit ausserordentlichen Einnahmen für Erlöse in der Höhe von CHF 541 Mio. (aus der
Auktion der 5G-Mobilfunkfrequenzen, Bussen der Wettbewerbskommission sowie
Einnahmen aus der Nachlassliquidation der Swissair) schloss der Bund das Jahr 2019
somit mit einem Finanzierungsergebnis von CHF 3.6 Mrd. ab. Die ausserordentlichen
Einnahmen wurden wie üblich auf das Amortisationskonto der Schuldenbremse
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gebucht, das nun CHF 3.4 Mrd. aufweist – was sicherlich im Rahmen der Diskussion um
die Verbuchung der Kosten der Corona-Krise, die allenfalls auf das Amortisationskonto
gebucht werden könnten, relevant werden wird. Auch die Senkung der Bruttoschulden
um weitere CHF 2.5 Mrd. auf CHF 96.9 Mrd. sollte sich früher als erhofft als relevant
herausstellen.

Der unerwartet hohe Überschuss – budgetiert worden war ein Überschuss von CHF 1.2
Mrd. – beruhte sowohl auf höheren Einnahmen (+1.2%) als auch auf tieferen Ausgaben
(-1.3%) im Vergleich zum Budget. Wie bereits im Vorjahr zeigten sich vor allem die
hohen Einnahmen bei der Verrechnungssteuer (+1.3 Mrd.) sowie bei der direkten
Bundessteuer (+0.5 Mrd.) für die Mehreinnahmen verantwortlich. Auch die tieferen
Einnahmen bei der Mehrwertsteuer (-0.9 Mrd.) verglichen mit dem Voranschlag konnten
bereits im Vorjahr beobachtet werden. Die Höhe der Minderausgaben entsprach dem
zehnjährigen Durchschnitt. Obwohl die Ausgaben tiefer lagen als budgetiert, stiegen sie
im Vergleich zum Vorjahr um 1.2 Prozent (CHF 0.8 Mrd.), was insbesondere auf einen
Anstieg der Ausgaben für die Sicherheit (+CHF 0.4 Mrd.), für Bildung und Forschung
(+CHF 0.3 Mrd.) sowie für die Energie (+CHF 0.5 Mrd.) zurückzuführen war.
Auch die Erfolgsrechnung verzeichnete einen Überschuss von CHF 6 Mrd., der durch
das gute operative Ergebnis (+CHF 4 Mrd.) und das positive Ergebnis aus Beteiligungen
(+CHF 2.7 Mrd.) zustandekam. Die Investitionsrechnung schloss mit Nettoinvestitionen
über CHF 10.2 Mrd., wobei die Investitionsausgaben um 0.4 Prozent angestiegen waren,
sich die Investitionseinnahmen hingegen mit einer Verringerung um 42.8 Prozent
beinahe halbiert hatten. Dies führte der Bundesrat jedoch auf hohe einmalige
Investitionen im Jahr 2018 insbesondere für die SIFEM und einen Übertrag beim NAF
zurück. 

Auch im Jahr 2019 stiegen die Einnahmen aus der Verrechnungssteuer (CHF 8.3 Mrd.)
um 5 Prozent gegenüber dem Vorjahr und kamen um CHF 1.3 Mrd. höher zu liegen, als
budgetiert worden war (CHF 7 Mrd.). Jedoch waren nicht nur die Einnahmen, sondern
auch die Ausgaben der Verrechnungssteuer deutlich stärker angestiegen als im Vorjahr.
Um der Tatsache, dass diese Einnahmen nicht in demselben Jahr, wie sie erhoben
wurden, sondern erst in den Folgejahren zurückgefordert werden, stärker Rechnung zu
tragen, berechnete der Bundesrat die Rückstellungen zur Verrechnungssteuer im Jahr
2019 erstmals aufgrund einer neuen Bewertungsmethode. Gleichzeitig nahm er ein
Restatement der Rückstellungen des Vorjahrs vor, um die Vergleichbarkeit zwischen
den Jahren zu gewährleisten. Entsprechend wurden die Rückstellungen für das Jahr
2018 um CHF 7.8 Mrd. und die Einnahmen aus der Verrechnungssteuer 2018 um CHF
200 Mio. erhöht. Werden die Einnahmen seit 2007 korrigiert, ergibt sich dadurch eine
Reduktion der Einnahmen um CHF 1.9 Mrd., welche von dem Gesamtbetrag auf dem
Ausgleichskonto der Schuldenbremse abgezogen wurde. 67

Anders als in «normalen» Jahren behandelte das Parlament die Staatsrechnung 2019
in der Wintersession 2020 zusammen mit dem ordentlichen zweiten Nachtrag zum
Voranschlag 2020 sowie mit dem Voranschlag 2021. Die Kommissionssprecher Roland
Fischer (glp, LU) und Jacques Nicolet (svp, VD) präsentierten dem Rat die Rechnung
2019 und erklärten, die Verzögerung in der Behandlung der Staatsrechnung sei dadurch
entstanden, dass die Subkommissionen der Finanzkommission im Frühjahr nur
eingeschränkt oder gar nicht hätten tagen können. Nicolet wies auf den erfreulichen
strukturellen Überschuss von CHF 3.1 Mrd. hin, der zudem CHF 2.2 Mrd. höher liege, als
budgetiert worden sei, was auf höhere ordentliche Einnahmen (+CHF 918 Mio.) sowie
auf tiefere ordentliche Ausgaben (-CHF 920 Mio.) verglichen mit dem Budget
zurückgeführt werden könne. Bereits im Jahr 2019 gebe es aber Anzeichen für ein
Abflachen der Wirtschaft in der Schweiz, was unter anderem an den um CHF 1 Mrd.
tieferen Einnahmen bei der Mehrwertsteuer im Vergleich zum Voranschlag 2020
erkennbar sei. Die Kommissionssprecher erläuterten zudem, dass der Bundesrat in der
ersten Nachmeldung zum Voranschlag 2021 beantragt hatte, den budgetierten
strukturellen Überschuss ausnahmsweise dem Amortisationskonto der Schuldenbremse
gutzuschreiben – auf diesem werden normalerweise nur die ausserordentlichen
Überschüsse und Fehlbeträge verbucht. Dieses würde anschliessend einen Betrag von
CHF 4.8 Mrd. aufweisen, welcher für den Abbau der ausserordentlich verbuchten
Corona-Defizite verwendet werden könnte. Der nicht budgetierte Teil des strukturellen
Überschusses sollte hingegen wie gewöhnlich auf das Ausgleichskonto gebucht werden,
das direkt für den Schuldenabbau verwendet wird und in der Folge CHF 27.7 Mrd.
aufweisen würde. Dies sei kein «buchhalterischer Trick», «aber eine buchhalterische
Massnahme, um die ausserordentlichen Schulden etwas kleiner zu halten», ergänzte
Finanzminister Maurer die Ausführungen. Die Fraktionssprecherinnen und -sprecher
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zeigten sich mit dem Vorgehen einverstanden und der Nationalrat hiess die
Staatsrechnung 2019 einstimmig mit 180 zu 0 Stimmen gut. Auch die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds 2019 war unbestritten und wurde mit 183 zu 1 Stimme
abgesegnet. Die einzige Gegenstimme stammte von Roger Köppel (svp, ZH). Auch im
Ständerat waren die beiden Rechnungen unbestritten, beide wurden einstimmig mit 39
zu 0 Stimmen gutgeheissen. 68

Für das Jahr 2020 bewilligte das Parlament insgesamt Kredite in der Höhe von CHF 31.3
Mrd. zur Bekämpfung der Corona-Pandemie und ihrer Auswirkungen, von denen es
CHF 30.9 Mrd. als ausserordentliche Ausgaben verbuchte. Knapp die Hälfte dieser
Kredite (CHF 15.0 Mrd.) wurde auch tatsächlich ausgeschöpft. Der Grossteil fiel im
Bereich der sozialen Wohlfahrt an (CHF 25.6 Mrd. beantragt, davon CHF 13.0 Mrd.
ausgeschöpft), insbesondere bei den Kurzarbeitsentschädigungen (CHF 20.2 Mrd.
beantragt, CHF 10.8 Mrd. ausgeschöpft), aber auch beim Covid-19-Erwerbsersatz (CHF
5.3 Mrd. beantragt, CHF 2.2 Mrd. ausgeschöpft). Im Gesundheitsbereich wurden
insgesamt Kredite über CHF 2.6 Mrd. gesprochen, wovon CHF 856 Mio. verwendet
wurden; hier insbesondere zur Beschaffung von Sanitätsmaterial inklusive Impfstoffen
(CHF 2 Mrd. beantragt, CHF 618 Mio. ausgeschöpft) und zur Kostenübernahme der
Covid-19-Tests (CHF 539 Mio. beantragt, CHF 194 Mio. ausgeschöpft). Auch in den
Bereichen Wirtschaft (CHF 1.1 Mrd. beantragt, CHF 81 Mio. ausgeschöpft), Verkehr (CHF
971 Mio. beantragt, CHF 371 Mio. ausgeschöpft), Kultur und Sport (CHF 625 Mio.
beantragt, CHF 311 Mio. ausgeschöpft) und Beziehungen zum Ausland (CHF 343 Mio.
beantragt, CHF 343 Mio. ausgeschöpft) fielen im Laufe eines Jahres Kosten in
dreistelliger Millionenhöhe an. 69
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Im Rahmen der ersten Behandlung des Bundesratsentwurfs für eine Vereinfachung und
Optimierung der Haushaltssteuerung durch den Ständerat (Wintersession 2020) und
den Nationalrat (Frühjahrssession 2021) sprachen sich die beiden Parlamentskammern
stillschweigend dafür aus, die Motion Hegglin (mitte, ZG) für eine Rechnungslegung, die
der tatsächlichen Finanz- und Ertragslage entspricht, als erfüllt abzuschreiben. 70
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Im März 2020 präsentierte der Bundesrat die Staatsrechnung 2020, die aufgrund der
Corona-Pandemie ein bisher ungekanntes Ausmass annahm. So schloss der Bund das
Corona-Jahr 2020 mit einem Finanzierungsdefizit von CHF 15.8 Mrd. ab. Die
ordentlichen Einnahmen waren weniger stark gesunken, als man zu Beginn der
Pandemie vermutet hatte, sie lagen «nur» CHF 2.6 Mrd. tiefer als im Vorjahr (-3.4%),
jedoch CHF 3.7 Mrd. tiefer als budgetiert. Besonders stark von der Pandemie betroffen
war dabei die Verrechnungssteuer (-CHF 3.1 Mrd.), die in den letzten Jahren jeweils zu
hohen Überschüssen geführt hatte. Zudem blieben sämtliche Verbrauchssteuern,
insbesondere die Mehrwertsteuer (-CHF 400 Mio.), deutlich unter den Werten des
Vorjahrs. Ein Anstieg konnte hingegen bei der direkten Bundessteuer verzeichnet
werden (+CHF 878 Mio.), da diese auf den Einkommen und Gewinnen des Jahres 2019
beruht. 
Die ordentlichen Ausgaben überschritten die Werte des Vorjahrs trotz der hohen
Ausgaben zur Bekämpfung der Pandemie zwar nur um CHF 1.7 Mrd. (+2.4%), dies lag
jedoch daran, dass ein Grossteil der Corona-bedingten Ausgaben (CHF 14.7 Mrd.) als
ausserordentliche Ausgaben verbucht wurden. Den Grossteil davon machten Ausgaben
für Kurzarbeitsentschädigungen (CHF 10.8 Mrd.) und für Erwerbsersatz (CHF 2.2 Mrd.)
aus. Neben diesen Ausgaben ging der Bund zudem Bürgschaften und Garantien über
CHF 17 Mrd. ein, wobei weder bei den Ausgaben (CHF 31 Mrd.) noch bei den
Bürgschaften (CHF 43 Mrd.) sämtliche gesprochenen Kredite ausgeschöpft worden
waren. Den Anstieg der ordentlichen Ausgaben führte der Bundesrat insbesondere auf
die STAF (+CHF 1.6 Mrd.) zurück. 
Die schlechtere wirtschaftliche Lage – das reale BIP sank im Vergleich zum Vorjahr um
2.9 Prozent – erlaubte dem Bund ein ordentliches Defizit von CHF 2.9 Mrd., so dass
Ende des Jahres ein struktureller Überschuss von CHF 1.6 Mrd. resultierte. Statt
diesen gesamten Überschuss wie üblich dem Ausgleichskonto gutzuschreiben, wollte
der Bundesrat – wie bereits bei der Staatsrechnung 2019 – den budgetierten
Überschuss von CHF 419 Mio. auf das Amortisationskonto übertragen. Hatte Letzteres
Ende 2019 noch einen Überschuss von CHF 4.3 Mrd. aufgewiesen, lag hier nun ein
Fehlbetrag von -CHF 9.8 Mrd. vor. 
Finanziert worden waren die Bruttoschulden des Bundes im Jahr 2020 durch eine
Erhöhung der Verschuldung (+CHF 6.6 Mrd., totale Bruttoschulden: CHF 103.6 Mrd.) und
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durch eine Reduktion des Finanzvermögens (-CHF 8.8 Mrd.). Unter anderem baute der
Bund liquide Mittel über CHF 9.6 Mrd. ab. 71

In der Sommersession 2021 behandelte das Parlament die Staatsrechnung 2020. Im
erstberatenden Ständerat präsentierte Kommissionssprecher Hegglin (mitte, ZG) die
Zahlen zu diesem ausserordentlichen Rechnungsjahr und verwies dabei insbesondere
auf die CHF 16.1 Mrd., welche der Bund Corona-bedingt schlechter abschloss, als
veranschlagt worden war. Daneben stellte er auch die grossen Einnahmerückgänge –
insgesamt sanken die Einnahmen im Vergleich zum Vorjahr um 3.4 Prozent – in den
Mittelpunkt: Die Einnahmen der Mehrwertsteuer (-1.8%), der Verrechnungssteuer (-
37.5%) oder der Mineralölsteuer (-6%) nahmen allesamt deutlich ab. Nach einer kurzen
Debatte darüber, was nun mit den Schulden auf dem Amortisationskonto geschehen
soll, hiess der Ständerat die Staatsrechnung 2020, die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds 2020 sowie die Rechnung des NAF 2020 einstimmig (mit jeweils
44 zu 0 Stimmen) gut.

Etwas mehr zu reden gab die Staatsrechnung einige Tage später in der grossen Kammer.
«[...] La période des vaches grasses est révolue», fasste Kommissionssprecher
Gschwind (mitte, JU) die aktuelle Finanzsituation mit einem Defizit von CHF 15.8 Mrd.
zusammen. Dennoch hätten die Vorgaben der Schuldenbremse mit einem strukturellen
Überschuss von CHF 1.7 Mrd. erfüllt werden können, allerdings nur aufgrund der in der
Schuldenbremse vorgesehenen Möglichkeit, Ausgaben ausserordentlich zu verbuchen –
im Jahr 2020 wurden CHF 14.7 Mrd. ausserordentlich auf das Amortisationskonto
gebucht. Die Bruttoschulden des Bundes stiegen Corona-bedingt um CHF 6.6. Mrd. an,
die Schuldenquote liegt neu bei 14.7 Prozent des BIP, wie der zweite
Kommissionssprecher Egger (svp, SG) ergänzte. In der Folge schwankte die Beurteilung
der Situation zwischen «schwindelerregende Zahlen» respektive einem «Horrorfilm»
(Guggisberg, svp, BE), und «in vielerlei Hinsicht ein erstaunlich normales Jahr»
(Wettstein, gp, SO) respektive «von der Spannung beim Lesen [...] schon eher mit einem
Telefonbuch vergleichbar» (Siegenthaler, mitte, BE). Gemeinsam hatten die
Sprechenden, dass sie mit Spannung den Vorschlag des Bundesrates zum Abbau dieser
Schulden auf dem Amortisationskonto im Herbst 2021 erwarteten. Finanzminister
Maurer kündigte diesebezüglich eine Vernehmlassung zur Änderung des
Finanzhaushaltsgesetzes an. Trotz dieser unterschiedlichen Beurteilungen der Situation
war die Annahme der Staatsrechnung nicht umstritten: Mit 181 Stimmen nahm der
Nationalrat die Staatsrechnung 2020 ohne Gegenstimmen, aber mit Enthaltung von
Stefania Prezioso (egsols, GE) an. Einzelne Gegenstimmen gab es hingegen bei der
Rechnung des Bahninfrastrukturfonds 2020 (180 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung) sowie
bei der Rechnung des Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds 2020 (180 zu
3 Stimmen bei 2 Enthaltungen). 72
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Waren im Vorjahr noch Kredite in der Höhe von CHF 31.3 Mrd. zur Bekämpfung der
Corona-Pandemie und ihrer Auswirkungen gesprochen worden, reduzierte sich dieser
Betrag im Jahr 2021 auf CHF 24.7 Mrd. Auch die tatsächlich getätigten Ausgaben zur
Bekämpfung der Pandemie blieben im Jahr 2021 (CHF 14.1 Mrd.) leicht unter denjenigen
des Vorjahres (CHF 15.0 Mrd.). Wie im Vorjahr fielen auch 2021 die höchsten Beträge bei
der sozialen Wohlfahrt an, auch wenn sich die Ausgaben für die
Kurzarbeitsentschädigungen mehr als halbierten (2020: CHF 10.8 Mrd., 2021: CHF 4.3
Mrd.). Deutliche Kostenanstiege waren hingegen in den Bereichen Gesundheit (2020:
CHF 856 Mio., 2021: CHF 2.0 Mrd.) und Wirtschaft (2020: CHF 81 Mio., 2021: CHF 4.5
Mrd.) zu beobachten, was insbesondere auf die Kosten der Covid-19-Tests (2020: CHF
194 Mio., 2021: CHF 1.2 Mrd.) und des Bundesanteils an den kantonalen
Härtefallmassnahmen (neu 2021: CHF 4.2 Mrd.) zurückzuführen war. Erneut fielen auch
für den Verkehr (CHF 589 Mio.), für Kultur und Sport (CHF 460 Mio.) und für
Beziehungen zum Ausland (CHF 345 Mio.) Ausgaben im dreistelligen Millionenbereich
an. 73
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Nach dem Rekorddefizit von CHF 15.8 Mrd., das der Bund im Vorjahr aufgrund der
äusserst hohen Corona-Ausgaben zu beklagen hatte, wurde auch für die
Staatsrechnung 2021 ein relativ hohes Finanzierungsdefizit erwartet. Mit CHF 12.2 Mrd.
blieb dieses im Jahr 2021 jedoch deutlich unter dem Wert des Vorjahres – war damit
aber immer noch deutlich höher als das dritthöchste Defizit seit 1990, das mit CHF 7.8
Mrd. im Jahr 1993 verzeichnet worden war. Begründet wurden die roten Zahlen 2021
vom Bundesrat erneut mit den Corona-Ausgaben in der Höhe von CHF 14.1 Mrd., von
denen CHF 12.3 Mrd. als ausserordentliche Ausgaben verbucht wurden. Beim
ordentlichen Haushalt resultierte hingegen gar ein struktureller Überschuss:
Ordentlichen Einnahmen von CHF 74.5 Mrd. standen ordentliche Ausgaben von CHF
76.0 Mrd. gegenüber. Damit lag das ordentliche Finanzierungsdefizit von CHF 1.4 Mrd.
rund CHF 300 Mio. unter dem gemäss Schuldenbremse erlaubten Defizit. 
Die ordentlichen Einnahmen nahmen gegenüber dem Vorjahr um CHF 4 Mrd. oder 5.6
Prozent zu, was der Bundesrat vor allem auf die höheren Einnahmen bei der
Mehrwertsteuer (+CHF 1.4 Mrd.) und bei den direkten Bundessteuern (+CHF 1.2 Mrd.)
sowie auf die höhere Gewinnausschüttung der SNB (+CHF 0.7 Mrd.) zurückführte. Trotz
gesunkener Verrechnungssteuereinnahmen (-CHF 0.3 Mrd.), die zudem deutlich unter
dem Voranschlag zu liegen kamen (-CHF 3.0 Mrd.), musste der Bund erneut
Rückstellungen vornehmen, um spätere Rückforderungen der Verrechnungssteuer
bezahlen zu können. Letztere blieben nämlich auch im Jahr 2021 relativ tief. Bei der
Verrechnungssteuer nahm der Bundesrat auch ein Restatement, also eine Umbuchung
einer bereits abgeschlossenen Buchung, CHF 5.5 Mrd. vor, die 2020 auf dem
Ausgleichskonto verbucht worden war: Die Rückstellungen für die Verrechnungssteuern
seien um diesen Betrag zu tief bilanziert worden, weshalb sie in der Bilanz nun
entsprechend erhöht werden müssten. 
Die grössten Ausgaben (ohne Corona-Ausgaben) nahm der Bund im Bereich der
sozialen Wohlfahrt vor, für die er CHF 30 Mrd. und damit CHF 6 Mrd. weniger einsetzte
als noch im Vorjahr, aber CHF 4 Mrd. mehr als budgetiert. Diesen Anstieg begründete
der Bundesrat insbesondere mit höheren Altersrenten (+CHF 209 Mio.) sowie mit
höheren Mehrwertsteuereinnahmen und somit höheren Mehrwertsteuerbeträgen für
die AHV (+CHF 183 Mio.) und für die IV (+CHF 228 Mio.). Den grössten Anstieg gegenüber
dem Vorjahr verzeichneten die Ausgaben im Bereich Finanzen und Steuern, was der
Bund auf die hohen Anteile Dritter, v.a. der Kantone, an den Bundeseinnahmen
zurückführte; etwa beim Kantonsanteil der direkten Bundessteuer (+CHF 329 Mio.) oder
bei der Verrechnungssteuer (+CHF 662 Mio.). 
Schliesslich nahm der Überschuss auf dem Ausgleichskonto um CHF 5.5. Mrd. ab – das
ist der Betrag, der neu als Verrechnungssteuerreserven verbucht wurde. Die Schulden
auf dem Amortisationskonto, auf das die ausserordentlichen Einnahmen und Ausgaben
gebucht werden, stiegen hingegen Corona-bedingt um 10.5 Mrd. an. Das Defizit auf dem
Amortisationskonto betrug somit CHF 20.3 Mrd., wobei der Bundesrat dem Parlament
in der Zwischenzeit seinen Vorschlag zum Defizitabbau präsentiert hatte. Den
Finanzierungsbedarf deckte der Bundesrat durch eine Erhöhung der langfristigen
Verbindlichkeiten (+CHF 4.9 Mrd.) und durch eine Reduktion des Finanzvermögens (-
CHF 1.0 Mrd.), wodurch die Bruttoschulden nun wieder auf CHF 108.6 Mrd. oder 14.6
Prozent des nominalen BIP angestiegen waren. 2019 hatten sie mit 13.3 Prozent des
nominalen BIP ihren bisherigen Tiefststand erreicht. 74
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In der Sommersession 2022 behandelte zuerst der Nationalrat die Staatsrechnung
2021 und begann die Diskussion mit einer allgemeinen Aussprache. Michel Matter (glp,
GE) und Mike Egger (svp, SG) stellten dem Rat die Staatsrechnung mit einem erneuten
Rekorddefizit vor. Das Defizit von CHF 12.2 Mrd. sei auf die ausserordentlichen,
Corona-bedingten Ausgaben zurückzuführen, betonte Michel Matter – und setzte die
Unterstützungsmassnahmen in der Folge mit der wirtschaftlichen Erholung und einem
BIP-Wachstum von 3.6 Prozent im Jahr 2021 in direkten Zusammenhang. Überdies hob
er den Anstieg an Einnahmen, aber auch an Ausgaben hervor. 
Die Fraktionssprecherinnen und -sprecher stellten in ihren Reden unterschiedliche
Aspekte der Staatsrechnung in den Mittelpunkt. Sandra Sollberger (svp, BL) und Alex
Farinelli (fdp, TI) erachteten in ihren Voten die steigenden Ausgaben als problematisch
und forderten eine strikte Einhaltung der Schuldenbremse sowie Zurückhaltung bei
neuen Ausgaben. Demgegenüber zeigte sich Alois Gmür (mitte, SZ) vor allem erfreut
darüber, dass die bewilligten Covid-19-Kredite von CHF 25 Mrd. nicht vollständig
ausgeschöpft worden seien – CHF 11 Mrd. davon habe der Bund «dank dem liberalen
Kurs des Bundesrates und des Parlamentes bei der Bewältigung der Pandemie» nicht
benötigt. Diesen Aspekt hob auch Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) hervor, die sich
aber mit der geforderten Sparsamkeit der SVP- und FDP-Fraktion nicht einverstanden
zeigte: Etwa die Bekämpfung der Klimakrise bedürfe weiterer grosser finanzieller Mittel,
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forderte sie. Gerhard Andrey (gp, FR) nahm insbesondere den Abbau der
ausserordentlich verbuchten Covid-19-Schulden in der Höhe von CHF 20.3 Mrd. ins
Visier, für welche er die Verwendung der Überschüsse auf dem Ausgleichskonto
bewarb. Auch Finanzminister Maurer stellte den eine Woche später zur Debatte
stehenden Schuldenabbau ins Zentrum und forderte «für die künftigen Jahre wieder
eine hohe Finanzdisziplin». Roland Fischer (glp, LU) hingegen störte sich an den zwei
Vorbehalten, welche die EFK zur Staatsrechnung vorgebracht hatte. Einerseits
kritisierte die Finanzkontrolle die Verbuchung von Covid-19-Härtefallmassnahmen für
das Jahr 2021, da die Kantone die entsprechenden Kosten noch nicht definitiv in
Rechnung gestellt hatten. In der Finanzierungsrechnung dürfen jedoch nur bereits
erfolgte Ein- oder Auszahlungen verbucht werden. Diese Problematik stellte sich aber
zum letzten Mal, da der Bund seine Staatsrechnung ab nächstem Jahr von der
Finanzierungs- auf die Erfolgsrechnung umstellt. Der Finanzminister argumentierte,
dass man aufgrund einer gemeinsamen Datenbank die Höhe der kantonalen
Härtefallhilfen per Ende 2021 kenne und er eine solche Verbuchung aufgrund der
Periodengerechtigkeit bevorzuge. Andererseits störte sich die EFK an den
Rückstellungen zur Rückerstattung der Verrechnungssteuer, die der Bundesrat sowohl
in der Erfolgs-, als auch in der Finanzierungsrechnung ausweist, obwohl diese weder
Einnahmen noch Ausgaben darstellen. Diese Buchungen «entsprechen nicht den
aktuellen gesetzlichen Grundlagen», kritisierte Fischer. Man habe diese Rückstellungen
nun während vier Jahren vorgenommen und das Parlament habe sie jeweils
oppositionslos verabschiedet, erwiderte der Finanzminister. Zudem löse sich ja auch
diese Problematik 2023 mit der Umstellung auf die Erfolgsrechnung von alleine. Trotz
dieser Vorbehalte empfahl die EFK die Staatsrechnung zur Annahme, die Kommission
zeigte sich damit einverstanden und formulierte keine Änderungsanträge. Hingegen
verlangte eine Minderheit Andrey, dass die gesamten Ausschüttungen der SNB jedes
Jahr gleich und somit wie im Vorjahr als ordentliche, nicht wie vom Bundesrat
vorgesehen als ausserordentliche Einnahmen verbucht würden. Der Finanzminister
erläuterte, dass sich die Situation gegenüber dem Jahr 2020 verändert habe: Die neue,
seit 2021 geltende Vereinbarung mit der SNB unterscheide einen Grundbetrag von CHF
666 Mio., welchen man jedes Jahr ordentlich verbuchen wolle. Möglich seien aber auch
Zusatzausschüttungen in der Höhe von bis CHF 4 Mrd., wovon der Bund maximal 1.3
Mrd. erhält. Diese Zusatzausschüttungen, die für das Jahr 2021 CHF 1.3 Mrd. betragen,
seien jedoch deutlich unsicherer, weshalb der Bundesrat sie als ausserordentliche
Einnahmen verbuchen möchte, um bei ihrem Wegfall keinen Fehlbetrag in der
ordentlichen Rechnung aufzuweisen. Mit 125 zu 67 Stimmen lehnte der Nationalrat den
Minderheitsantrag Andrey gegen den Willen der Grünen- und der SP-Fraktion ab. In der
Gesamtabstimmung sprach sich der Rat mit 191 zu 1 Stimme (von Erich Hess; svp, BE) für
Annahme der Staatsrechnung 2021 aus und hiess auch die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds und des Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds
für das Jahr 2021 gut. 

Im Ständerat blieb zwei Tage später eine Diskussion zur Staatsrechnung aus. Auch
Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) verwies in der Präsentation der Rechnung auf
die Vorbehalte der EFK, empfahl die Staatsrechnung aber im Namen der Kommission
zur Genehmigung. Einstimmig mit 40 zu 0 Stimmen folgte der Ständerat diesem Antrag
und nahm ebenfalls auch die Rechnungen des Bahninfrastrukturfonds und des
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2021 einstimmig an. 75

Im März 2023 präsentierte der Bundesrat die Staatsrechnung 2022. Ordentlichen
Ausgaben in der Höhe von CHF 77.2 Mrd. standen dabei ordentliche Einnahmen von
CHF 75.3 Mrd. gegenüber, womit ein ordentliches Finanzierungsdefizit von CHF 1.9
Mrd. resultierte. Zusammen mit dem ausserordentlichen Finanzierungsdefizit von CHF
2.4 Mrd. gab der Bund 2022 somit CHF 4.3 Mrd. mehr aus, als er einnahm. Damit sank
das Defizit gegenüber den beiden Vorjahren (2020: CHF 15.8 Mrd.; 2021: CHF 12.2 Mrd.)
deutlich. Aufgrund der wirtschaftlichen Situation – das Wirtschaftswachstum gemäss
realem BIP lag beispielsweise bei vergleichsweise geringen 2.1 Prozent und war unter
den Erwartungen im Voranschlag zurückgeblieben – erlaubte die Schuldenbremse zwar
ein Finanzierungsdefizit von CHF 0.3 Mrd., dieses wurde jedoch übertroffen. Somit
erzielte der Bund 2022 erstmals seit 2005 wieder ein strukturelles Finanzierungsdefizit
von CHF 1.6 Mrd., welches dem Ausgleichskonto belastet wird. Die Schuldenbremse
konnte aber dennoch eingehalten werden, da der im Voranschlag 2023 festgehaltene
Ausgabenplafond von CHF 77.7 Mrd. eingehalten werden konnte, wie der Bundesrat
erklärte.
In seiner Botschaft strich der Bundesrat insbesondere die erneut hohen
ausserordentlichen Ausgaben hervor, etwa für Massnahmen gegen die Covid-19-
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Pandemie (wie die Finanzierung der Covid-19-Tests für CHF 1.2 Mrd.,
Kurzarbeitsentschädigungen für CHF 0.7 Mrd. oder die Beschaffung von
Sanitätsmaterial und Impfstoffen für CHF 0.6 Mrd.), aber auch für Schutzsuchende aus
der Ukraine (CHF 1.2 Mrd.). Zwar lagen die Gesamtausgaben 2022 um 8.1 Prozent unter
denjenigen des Vorjahrs, ohne die Ausgaben für Corona-Massnahmen übertrafen die
Gesamtausgaben 2022 diejenigen des Vorjahrs jedoch um 4.3 Prozent, vor allem bei
der sozialen Wohlfahrt und der Sicherheit. Auch die Einnahmen erhöhten sich leicht
(+1.0%), wobei dem Wachstum der direkten Bundessteuer (3.7%) und der
Mehrwertsteuer (4.8%) eine ungemein grosse Reduktion bei der Verrechnungssteuer (-
20.7%) gegenüberstand. Diese resultierte aus zu hoch verbuchten Einnahmen 2019 bis
2021, die nun korrigiert wurden. 76

In der Sommersession 2023 beriet das Parlament die Staatsrechnung 2022. Im
Ständerat übernahm Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) die Präsentation der
ganzen Vorlage, während sich in früheren Debatten der Staatsrechnung jeweils auch die
Präsidentinnen und Präsidenten der Subkommissionen zu Wort gemeldet hatten. Im
Zentrum ihres Votums standen die verschiedenen Krisen – die Covid-19-Pandemie, die
Energie-Krise sowie der Krieg in der Ukraine –, welche sie kumuliert als Hauptschuldige
dafür ausmachte, dass das ordentliche Finanzierungsdefizit höher ausfiel, als es die
Schuldenbremse erlaubte. Finanzministerin Keller-Sutter stellte hingegen vor allem die
tieferen Einnahmen bei der Verrechnungssteuer in den Mittelpunkt: Diese würden zwar
in den einzelnen Jahren teilweise deutlich von den Prognosen abweichen, über die
Jahre glichen sich die Mehr- und Mindereinnahmen jedoch wieder aus. Das sei auch
zum gegebenen Zeitpunkt zu erwarten. Einig waren sich die Kommissionsprecherin und
die Bundesrätin darin, dass es der Schweiz im internationalen Vergleich noch immer gut
gehe. Während Gapany im Namen der FK-SR eine «rigorose und bedarfsorientierte
Haushaltsführung» forderte, verwies die Finanzministerin auf die Motion der
ständerätlichen Finanzkommission zur Überprüfung der staatlichen Aufgaben und
Leistungen. Einstimmig (mit 39 zu 0 Stimmen) nahm der Ständerat die drei
Bundesbeschlüsse über die Eidgenössische Staatsrechnung für das Jahr 2022, über die
Rechnung des Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2022 sowie über die Rechnung des
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2022 an.

Die Frage nach den Hauptschuldigen für das strukturelle Defizit stellten sich auch die
Fraktionen Im Nationalrat. Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) verwies für die SP-
Fraktion vor allem auf die Unsicherheiten bei der Verrechnungssteuer und forderte zur
Behebung der Finanzierungsprobleme einen Ausbau der Steuereinnahmen anstelle der
vom Bundesrat bereits geplanten Querschnittskürzungen. Gerhard Andrey (gp, FR)
kritisierte ergänzend das asymmetrische Schuldenmanagement des Bundes – Defizite
würden abgebaut, aber Gewinne nicht genutzt –, wodurch die Schulden abgebaut
würden, anstatt dass man Einnahmen und Ausgaben im Gleichgewicht halte. Als «nicht
weiter tragisch» erachtete Roland Fischer (glp, LU) das strukturelle Defizit, zumal der
Bund seit Einführung der Schuldenbremse trotz aller Krisen nur CHF 800 Mio. mehr
ausgegeben als eingenommen habe. Weniger erfreut zeigte sich Jean-Paul Gschwind
(mitte, JU) für die Mitte-Fraktion. Er betonte die Relevanz von Ausgabenkontrollen,
Einhaltung der Schuldenbremse und Stabilisierung oder Abbau der Schulden im
Hinblick auf die zukünftigen Finanzierungsprobleme. Auch Anna Giacometti (fdp, GR)
stellte die Schuldenbremse ins Zentrum, diese sei «der Garant für eine
wettbewerbsfähige Schweiz», weshalb man ihre Aufweichung verhindern wolle. Lars
Guggisberg (svp, BE) kritisierte schliesslich vor allem die «masslose[...] Ausgabenpolitik
dieses Parlamentes in den letzten Jahren», das für den «erheblichen» Anstieg der
Ausgaben verantwortlich sei, wobei die Ausgaben zur Umgehung der Schuldenbremse
immer häufiger ausserordentlich verbucht würden. In der Folge sprach sich der
Nationalrat mit 132 zu 52 Stimmen – letztere stammten von den Mitgliedern der SVP-
Fraktion – für Annahme der Staatsrechnung 2022 aus. Nur vereinzelte ablehnende
Stimmen aus der SVP-Fraktion gab es gegen den Bundesbeschluss über die Rechnung
des Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2022, einstimmig nahm der Nationalrat den
Bundesbeschluss über die Rechnung des Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2022 an. 77
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Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Die Rechnungen 1997 der 26 Kantone schlossen mit einem kumulierten
Finanzierungsdefizit von CHF 2.8 Mrd. (1996: 2.3 Mrd.) ab. Der Hauptgrund für diese
Verschlechterung der Kantonsfinanzen liegt bei stagnierenden Steuereinnahmen bei
einer gleichzeitigen kräftigen Zunahme der Investitionsausgaben. Rund die Hälfte des
Rechnungsdefizits aller Kantone entfällt auf die drei Kantone Genf (615 Mio.), Bern (427
Mio.) und Waadt (299 Mio.). Einen Finanzierungsüberschuss in der Rechnung 97 konnte
nur gerade Appenzell Innerrhoden aufweisen; Schwyz, Baselland und Appenzell
Ausserrhoden verzeichnen immerhin einen befriedigenden Selbstfinanzierungsgrad der
Nettoinvestitionen von über 80%. Der durchschnittliche Selbstfinanzierungsgrad der
Kantone lag 1997 bei 36,7% (1996: 41,6%). Sieben Kantone (SH, OW, BE, TI, JU, VD und
GE) liegen unter diesem schweizerischen Durchschnitt; Genf und Waadt müssen sich
sogar zur Finanzierung eines Teils der laufenden Ausgaben verschulden. Acht Kantone
(SZ, ZG, BS, UR, AR, AI, BL und GL) konnten in den laufenden Rechnungen
Ertragsüberschüsse ausweisen. 78
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